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Hindenburg wollte neuen Krieg!
Generalsaufſtand gegen die Regierung.

Berlin, 25. Juni. (W. T. B.) Von der Oberſten Heeresleitung
wird folgendes mitgeteilt:

Jn der Nacht vom 22. zum 33. Juni um 1 Uhr morgens teilte
Eeſandter Radolni im Auftrage des Reichspräſidenten dem Erſten
Generalquartiermeiſter telephoniſch mit, daß die Entente unſere
Vorbehalte zurückgewieſen habe. Die Oberſte Heeresleitung werde
um Stellungnahme zu der nunmehr geſchaffenen Lage gebeten.
2,15 Uhr iſt folgende Stellungnahme, von Generalfeldmarſchall
von Hindenburg unterſchrieben, an die Regierung abgegangen

Reichspräſident Ebert
Weimar Schloß

Am 20. Jnni iſt dem Herrn Reichswehrminiſter folgende Er
klärung überiandt worden

„Großes Hauptquartier, 17. Juni.
Wir ſind bei der Wiederaufnahme der Feindſeligkeiten mili

täriſch in der Lage, im Oſten die Provinz Poſen zurück
zu erobern und unſere Grenzen zu halten. Jm
Weſten können wir bei ernſtlichem Angriff unſerer Gegner
angeſichts der nummeriſchen Ueberlegenheit der Entente und der

Möglichkeit, uns auf beiden Flügeln zu umfaſſen, kaum auf
Erfolg rechnen. Ein günſtiger Ausgang der geſamten Ope
ration iſt daher ſehr fraglich, aber ich muß als Soldat
den ehrenvollen Untergang einem ſchmählichen
Frieden vorziehen. gez. Hindenburg.

Außerdem iſt bei der Beſprechung in Weimar am 19, 6. von
allen anweſenden Kommandobehörden dem Herrn Reichswehr
miniſter gegenüber zum Ausdruck gebracht worden, daß eine große
Anzahl von Offizieren und freiwilligen Truppen einer Regierung
die Dienſte verſagen würde, die die Schmachparagravhen annimmt
Bei dieſer Kundgebung waren zugegen der preußiſche Kriegs
miniſter, die Oherſte Heerxesleitung, das Oberlommando Nord und
Süd, die Armeegruppe Below, das Generalkommando Lüttwitz,
oberſte Militärbefehlshaber von Bayern, Sachſen und der Chef
der Admiralität. An dieſer Stellungnahme der Oberſten Heeres
leitung hat ſich ſeitdem nichts geändert.

General von Lättwitz hat dem Reichswehrminiſter Noske
mitgeteilt, daß er und feine Offiziere noch nicht darüber ſchlüfſig
ſeien, ob es augenblicklich angezeigt ſei, den Abſchied zu
nehmen, denn es beſtände die Gefahr, daß führerloſe Truppen
bolſchewiſtiſch würden. Es ſei aber ſicher zu erwarten, daß
die Maſſe der guten Truppen im Falle der Annahme Stellung
gegen die Regiernug nehmen würde. Geueral von
Läüttwitg würde es daher ſehr bedauern, wenn ſich dieſe
Stellungnahme auch gegen den Riniſter Noske richten
mäßte!!

Kurz vor 12 Uhr mittags telephonierte der Reichspräſident den
Erſten Generalquartiermeiſter perſönlich an und teilte ihm mit
ähnlichen Worten mit, daß Zentrum und Sozialdemokraten ſich
wahrſcheinlich für die Annahme erklären würden. Er bat noch
mals um Auskunſt, welche Stellung die Truppen dazu
nehmen würden. Man befürchtete nach einer Mitteilung des
Generals von Lüttwitz an den Reichswehrminiſter Revolten. Auf
dieſe Frage erfolgte um 12 Uhr mittags die nachſtehende Antwort
des Erſten Generalquartiermeiſters, nicht in ſeiner dienſtlichen
Eigenſchaft, ſondern, wie er ausdrücklich erklärte, als Deutſcher,
der die Geſamtlage klar überſieht:

Er ſei verpflichtet, darauf hinzuweiſen, daß ein Kampf nach
vorübergehenden Erfolgen im Oſten im Enderfolg aus
ſichtslos ſei und daß nur, wenn Noske in einem öffentlichen
Aufruf die Notwendigkeit des Friedensſchluſſes darlege und von
jedem Offizier und Soldaten verlangen würde, daß er auch bei
der Unterzeichnung des Friedens im Intereſſe der Rettung unſeres
Vaterlandes auf ſeinem Poſten bleiben und ſeine Pflicht und
Schuldigkeit gegenüber dem Vaterlande tue, Ausſicht beſtehe, daß
das Militär ſich hinter ihn (Noske) ſtellen und damit jede Um
ſturzbewegung im Jnnern ſowie Kampf nach außen im Oſten ver
hindern würde.

Weitere Schritte der Oberſten Heeresleitung ſind in der Frie
densfrage nicht getan worden.
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Hindenburgs Rücktritt
Berlin, 25. Juni. Generalfeldmarſchall v. Hindenburg, der

bereits vor längerer Zeit in Ausſicht geſtellt hatte, den Ober
befehl nach Unterzeichhung des Vorfriedens niederzulegen, hat
dieſen Schritt jetzt vollzogen, indem er ſeinen Abſchied ein

erreicht. Jn einem langen Schreiben nimmt der General
eld marſchall Abſchied von der Armee.

Seneral Sröner bleibt vorläufig noch. Berlin, 25. Juni.W. T. B.) General Gröner drahtete an den Reichöpräſidenten,
daß er ebenfalls den Wunſch hege, aus ſeiner Stelle zu ſcheiden,
im Intereſſe der Sache und auf Grund des Aprells der Natio
nalverſammlung jedoch bereit ſei, bis zur endgültigen Regelunge militäriſchen Verbaltniſſe im Hſten auf ſeinem Poſten zu ver

rren.
J

Noskeſöldner bedrohen Erzberger.
Die Tägliche Rundſchau berichtet ans Weimar: Zu einem

r wiſchenfall iſt es während der letzten Abſtimmungen
die Friedensfrage gekommen. Jn den ſpäten Nachmittags

Kunden verlangten mehrere berittene Landesjéger aus der
Umgegend von Weimar, nachdem ſie vor dem Nationaltheater vom
Vſerde geſtiegen waren, den Abg. Erzberger zu „ſprechen“.

de. Hierauf begaben ſie ſich zum Schloß und verlangten die
us lieferung des Miniſters mit dem ausdrücklichen Hinweis,

da ihn aufbängen wollten.
rzberger hat Glück gehabt. Die Landesjäger hätten ihn ſicher

nicht minder liebevoll in ihre Mitte genommen, wie ſo manchen,
dem ſie die Tore zum Jenſeits öffneten. Auch die Landesjé
waren auf die Regierung Erzberger-Bauer nicht gut zu ſpreche:
Sie wollten ihr den Dienſt kündigen und ihr keinen weiteren
Schutz mehr gewähren, ließen es aber vorläufig damit bewenden,
keine Wachen mehr zu ſtellen.

Militärverſchwörung.
Berlin, 25. Juni. Der geſtrige Vorwärts berichtet über eine

Verſchwörung in dem Korps Lüttwitz. Von Mannſchaften des
Korps Lüttwitz ſeien ihm folgende Mitteilungen gemacht worden:
Am Montagnachmittag 5 Uhr mußte das Reichswehrregiment 30 der
Brigade Reinhardt antreten. Der Oberſt von Hahnke hielt einen
Vortrag über den Frieden, in dem er u. a. ansführte, daß nach der
Ablehnung der einſchränkenden Klauſel durch die Entente der Frieden
unannehmbar geworden ſei. Er gab ſeiner Hoffnung Ausdruck, daß
die Mannſchaften derſelben Meinung ſeien und verlangte, daß alle
diejenigen, die gegen die Annahme des Friedens ſeien, auf die
rechte, alle übrigen auf die linke Seite treten. Da die Rede des
Oberſten keinen Zweifel gelaſſen hatte, welches Abſtimmungsreſultat

er wünſchte und ſeitens der Vorgeſetzteu die ſchärfſte Be-
einfluſſung dieſer Abſtimmung vorgenommen wurde, erzielte
Oberſt von Hahnke das gewünſchte Ergebnis daß alles rechts
hergustrat. Darauf teilte Oberſt von Hahnke weiter mit, mit
einer Regierung, die dieſen Frieden unterzeichnen
könnte die Reichswehr nicht zuſammenarbeiten.
General von Lüttwitz habe bereits mit verſchiedenen führenden
Politikern Stellung genommen, die ein neues Kabinett bilden ſollten
und dieſe Regierung ſollte dann unterſtützt werden. Der Vorwärts
berichtet weite Unter den Unteroffizieren und Mannſchaften der
Brigade Reinhardt herrſcht ſtarke Erregung. Das Reſultat der
Abſtimmung entſpricht durchaus nicht der inneren Ueberzeugung.
Vor allem aber ſeien die Unteroffiziere und Mannſchaften feſt
entſchloſſen, ſich zu keinerlei reaktionären Putſch-
verſuchen mißbrauchen zu laſſen. Unteroffiziere und
Mannſchaften ſtänden auf dem Standpunkt, daß ſelbſtverſtändlich
die von der Nationalverſammlung anerkannte und beſtätigte
Regierung die einzig rechtmäßige iſt, der ſie allein zu Gehorſam
verpflichtet ſind.

Der Vorwärts begleitet dieſe Nachricht mit einem Leitartikel,

wurde ihnen aber bedentet, daß dieſer ſich nicht im Hauſe be
t

in dem er vor Putſchen warnt, Die angekündigte Konferenz
zwiſchen Reichswehrminiſter Noske und dem Kriegsminiſter Rein-
hardt und dem Kommandeur der Reichswehrtruppen Kommando 1

in Berlin, General von Lüttwitz, hat, wie das B. T. be
richtet, zu einem befriedigenden Ergebnis geführt. General
von Lüttwitz hat ſich bereit erklärt, auf ſeinem Poſten zu ver-
bleiben und die Truppen auch weiterhin der Regierung zur Ver-
fügung zu ſtellen. Heute nachmittag 6 Uhr wird eine Konferenz
des Reichswehrminiſters Noske mit ſämtlichen Kommandeuren der
Truppen in und um Berlin ſtattfinden. Es wird nochmals über
die Lage geſprochen werden, aber man darf ſchon jetzt ſagen, daß

die Truppenverbände, Offiziere wie Mannſchaften, im Jutereſſe
des Vaterlandes den Dienſt fortſetzen werden.

Wolffs Burean meldet: Bei einer heute nachmittag ſtatigefunde
nen Zuſammenkunft ſämtlicher in Berlin und ſeiner weiteren
Umgebung in Garniſon ſtehenden Truppenkommandanten und
Regimentsführer der Reichswehr gab Reichswehrminiſter Noske
eine Ueberſicht über die durch den aufgezwungenen Frieden geſchaffene

Lage des Reichs. Ein Teil der Offiziere gab ſeinem Schmerz
darüber Ausdruck, daß mit dem Frieden auch die ſchändlichen
Schmachparagraphen unterzeichnet würden. Oberſt v. Hahnke be
tonte, entgegen einer in einem Berliner Blatte veröffentlichten
Notiz, daß es ihm nicht eingefallen ſei, in der Anſprache
an ſein Regiment zu Handlungen gegen die Regierung aufzu
fordern. Die Konferenz war eine Vertrauenskundgebung und ein
voller Erfolg für den Reichswehrminiſter.

Die Volksabſtimmung im Offen.
Rotterdam, 25. Juni. Der Korreſpondent der Daily News

meldet anz Paris: Die Volksabſtimmung in Oberſchleſien
und Weſtpreußen wird nicht vor Auguſt vor ſich gehen können.
Die Alliierten ſelbſt re hnen mit großer Wahrſcheinlichkett, daß
die Abſtimmung eine wenn auch nicht ſehr große Mehrheit für die Deutſchen ergeben wird.

Weſtminſter Gazette und Daily News warnen in längeren Ar
tikeln die Alliierten, nach Oberſchleſien und Weſtpreußen Hal
lerſche Truppen zu ſenden, bevor nicht die Volksabſtimmung
eine unzweifelhafte Mehrheit fär den Anſchluß an Polen ergeben
habe. Die Times melden aus Paris: Ein Vormarſch der pol-
niſchen Heere ohne Ermächtigung durch die Alliierten wird nicht
geduldet werden. Die Beſtimmungen über das Schickſal der deut
ſchen Oſtgebiete wird von den Alliierten nicht aus der Hand ge
geben werden. Die Verwendung der Hallerſchen Truppen für
politiſche Zwecke in den noch nicht abgetretenen Gebieten würde
auch dem Geiſte des Vertrages mit Deutſchland widerſprechen Entſchloſſene, die es auch auf ihr e Weiſe beſorgen werden

Aasgeier.
Der nachſtehende Aufſatz den wir der W. a. M.

entnehmen, erhält ſeine beſondere Bedeutung vor
allem dadurch, weil ſein Verfaſſer, Hans Leuß,
i als Rechtsſozialiſt zugleich auch den

egierungsſozialismus 3 und freimütig kritiſiert. Wir geben aus dem Aufſatze den
weſentlichſten Jnhalt wieder.

Nun wird der Friedensvertrag unterſchrieben werden,
und es muß geſchehen. Die Männer, die ſich dazu hergeben,
opfern ſich. Die Feinde der Revolution warten nur auf
den Augenblick der Unterzeichnung um ein wüſtes Aufgebot von
Anklagen und Phantaſien loszulaſſen. Sie werden bei dieſem
Geſchäft einer vielſeitigen G. m. b. H. der Reſtauration
recht anſehnliche Einlagen mitbringen, und es iſt mir keines-
wegs ſicher, daß die Republik dieſen Angriff überſtehen wird.
Jch halte es für meine Pflicht, das ganz offen auszuſprechen,
weil dies das einzige Mittel iſt, das für den Widerſtand wenig
ſtens alle verfügbaren Kräfte in Bewegung ſetzt.

Die Kräfte der Feinde der Revolution ſind ohnehin ſo
groß, daß es nur als ſeichtes Geſchwätz bezeichnet werden
kann, wenn wie auf dem Parteitage in Weimar
als Schutz vor der Gegenrevolution ihr großes Riſiko bezeich-
net wird. Ein Wagnis wird jede Revolution ſein, aber
ſelbſt wenn das Wagnis groß und ſchwer wäre der kennt
unſere Reaktionäre ſchlecht, der ihnen nicht den Mut zutraut,
viel zu wagen. Das iſt ja gerade die Grundlage ihrer frühe-
ren Macht geweſen, daß ſie etwas riskieren, am liebſten die
Haut der anderen, aber wenn's ſein muß, auch die eigene.

Die bisherige Revolutions- Regierung beſonders Noske und
Heine) hat zum Ueberfluß dafür geſorgt, daß das Riſiko ſehr
verringert worden iſt. Die Revolution hat ſich nicht durch eine
des Zieles ſichere Arbeit, ja auch nur durch ein klares Ziel
in Reſpekt zu erhalten gewußt. Sie genoß dieſen Reſpekt
zu Anfang, als der ungeheure, plötzlich die großen Maſſen über
wältigende Eindruck des Zuſammenbruchs einer Macht ohne
gleichen noch als eine natürliche Folge der zum Himmel
ſchreiendn Sünden dieſer Macht vor den Augen der Welt ſtand.

Aber: welch eine Wendungl Die verdammten Kerle,
die den großen Schatz zu verwalten hatten,
haben ihn wie dumme Vergeuder vertanl Nichts
iſt geſchehen, um das Volk aufzuklären, alles aber, um es dumm
zu machen! Die Verlogenheit „amtlicher“ und „parteiamt-
licher“ Berichte, Reden und Artikel hat im Jnlande dieſelbe
Wirkung gehabt wie im Auslande: ſie hat die Revolution um
den Kredit gebracht und den Eindruck gemacht, daß eigentlich
alles ſo ſchäbig und gemein ſei wie früher.

Die mit Recht verhaßten Anhänger und Nutznießer des Alten
ſind inzwiſchen nicht faul geweſen. Sie haben mit einer Dema
gogie gewühlt, die vom wüſteſten Agitator nicht überboten wer
den kann. Sie haben über Kriegsurſachen, Krieg und Revolu
tion Märchen verbreitet, und die Revolutionäre waren mit
ihren Dummheiten ſo beſchäftigt, daß die Reaktionäre in der
Saatzeit ihrer Anſchläge eigentlich wenig geſtört waren. Wenn
unſereins und einige andere den Ruf der Warnung hören
ließen, lachten die Herren der Aemter. Sie ſegelten nur mit
dem Winde der Amtsgewalt und der Parteimaſchinerie. Noske
ließ „ſein“ Heer ſammeln und zerſchlug die Unternehmungen
der Angreifer von links. Die von rechts her aber hatten freie
Hand, ja ſie wurden von der Regierung begünſtigt, bewaffnet,
ermutigt.

Hin und wieder erſchien im Vorwärts ein „beunruhigter“ Ar
tikel, aber jeder ſchmeckte das Gekünſtelte der Unruhe heraus,
und zum Ueberfluß war der ganze übrige Jnhalt des Partei-
blattes eine üble Mixtur der „Beruhigng“.

Dann kam der amiliche Feldzug gegen den Frie
den, eine Verſchwendung von Zutrauen im voraus, denn
es war ja ſchon damals klar, daß Männer derſelben Sozial-
demokratie, die das „Nein“ hinaustrompeten, bald würden Ja
ſagen müſſen.

Nun iſt es ſo weit, wie es kommen mußte. Und nun werden
all' die Geier ſich ſammeln, die längſt alles vorbereitet haben
auf ihren Feſttag!

Nun muß alles nachgeholt werden, was verſäumt worden iſt!
Nnu muß die Aufklärung über die wahren Urſachen des Elends
beginnen! Aber die Leute der Regierung und das Zentral-
organ der Mehrheitspartei haben alles getan, um dieſe Auf
kiärung zu erſchweren, zu durchkreuzen! Das Kabinett
Scheidemann hat ſich ſchützend vor den Kaiſer
geſtellt und die Schuld Deutſchlands am Kriege
zu verkleinern geſucht. Dies aber iſt das einzige wirk
ſame Mittel der Aufklärung, daß man den Leuten es ſo ſonnen
klar macht, wie es tatſächlich iſt, wer bei uns ſeit Jahren auf
Krieg hingearbeitet, wer ihn mit Freuden begrüßt, wer ihn an
jeder ſcharfen Ecke verſchlimmert, und wer uns gehindert hat,
beizeiten zu einem erträglichen Frieden zu gelangen! Daß
dies alles dieſelben Leute getan haben, die nun wie Aasgeier
auf ihr eigenes Werk ſtürzen, um ſich Michels wieder zu ber
mächtigen

Den Friedensſchluß werden ſie ausſchlachten, wie ein Rudel
Wölfe ſich über ein gefallenes Pferd ſtürzt. Kein Schwindel
wird ihnen zu dick ſein. keine Lüge zu grob, kein Mittel zu ges
mein! Sie haben die Revolution längſt umkreiſt und einges
kreiſt, und nun wird es losgehen!

Vielleicht aber glauben ſie ſich das alles ſogar ſchon ſparen
zu können. Unter Noskes guten Freunden ſind am Ende einige



In Vorvommern iſt, wie der Regierung von warnenden
Männern längſt geſagt und glaubhaft gemacht iſt, ein Herd der
Segenrevolution. Dort arbeiten konſervative Organiſationen,
Offiziere, Landräte Hand in Hand, und kein Miniſter, keine
Regierung hindert ſie, im Gegenteill Jch weiß nicht, was
es mit der Verordnung der Erſatzkommiſſion auf ſich hat, nach
der die Reſerviſten der Jahrgänge 1884 bis 1808 ſich wieder zur
Stammrolle melden ſollen. Jedenfalls iſt das ein Aufleben
der alten Militärorganiſation des Volkes. Nie-
mand weiß genau, wieviel Soldaten wir geworben haben;
die geringſte Zahl, von der man hört, iſt eine halbe Million, die
höchſte eine ganze, die glaubhafteſte mittlere 800 000 Mann.
Damit will man im Oſten Krieg führen und im Jnnern?

Wenn dieſe Pläne jetzt ſchnell ausreifen, dann können wir
Fet bald vor dem Entſcheidungskampf um die Revolution

ehen.

verloren iſt er nicht Wenn auch durch das ganze
Land hin Truppen verteilt ſind, deren man jetzt zu ſolchen
Plänen ſicher zu ſein ſcheint, ſo iſt die Rechnung doch noch un
fteher, und die Maſſen würden gerade dann von der Unluſt und
dem Ueberdruß geheilt werden, die ihnen das untätige Par-
liererregiment eingeflößt ügt.

Werden die Putſchiſten von rechts durch Vorſichtige gezügelt,
dann haben wir beſtimmt ein wüſtes Agieren der regktionären
Zeitungen und Organiſationen zu erwarten, neue Kämpfe, auf
geregte Wochen und Monate, in denen kein Werk des Friedens,
keine Schaffensfreude, kein Handel und Wandel gedeihen kann.
Dies, ſo ſagen ſich die Geier, die vom Elend zehren wollen, dies

r im Sinne der Reſtauration, der Herſtellung der alten
acht

Das Treiben im Oſten.
Wie ſich die Dinge im Oſten entwickeln werden, iſt noch immer

nunklar. Alles mögliche iſt verſucht worden, die Bevölkerung
aufs neue für den Krieg zu entflammen. Und dieſe Verſuche
wären auch in weit höherem Maße gelungen, wenn nicht die
Aufklärungsarbeit der U. S. P. den Glutſtrom natio-
naliſtifcher Aufputſchung eingedämmt und zu einem guten Teile
zum Erſtarren gebracht hätte. Ein Beiſpiel von vielen, in welch
frivoler Weiſe die Kriegswühler ihr ſchandbares Handwerk
treiben:

„Deutſche Landsleute! Unter dem Eindruck der Kämpfe um
die Miniſterſeſſel finden ſich Kreiſe und Perſönlichkeiten, die
euch einreden wollen, daß es keinen anderen Ausweg für uns
gäbe, als Unterwerfung. Behaltet unſer altes Wort im Ge
dächtnis: Die Heimat iſt uns erſt verloren, wenn wir ſie ſelbſt

preisgeben und dann wer einen Kontrakt unterzeichnet, den
er gar nicht halten kann, iſt ein Lump! Wir Deutſchen wollen
ehrlich bleiben! Daraus folgt: Macht euch bereit für den
Entſcheidungskampf!“

So heißt es in einem Aufruf, den eine ſich „Deutſche
»Vereinigung“ nennende Clique in die Welt hinausjagt. Es
iſt ſchon recht: der Entſcheidungskampf naht. Er wird aber
nene werden, als die Verfaſſer des demagogiſchen Aufrufs

en.

Ein Ultimatum der Entente?
Nach Warſchauer Blättermeldungen hat der Viererrat in

Baris an die deutſche Regierung ein Ultimatum geſandt und
gefordert, die Bewaffnung, Mobiliſierung und den Transport von
Truppen an die polniſche Grenze zu nnterlaſſen. Falls dieſe
Forderung nicht erfüllt werde, würde die engliſche Flotte
ofort Danzig beſetzen.

Wer wird unterzeichnen
Berlin, 25. Juni. Nach wie vor iſt die Frage, wer den

Friedensvertrag in Verſailles für Deutſchland unterzeichnen ſoll,
noch ungelöſt. Auch der neue Miniſter des Aeußeren, Hermann
Müller, hat keine Neigung, nach Verſailles zu fahren und dort
unter feierlicher Zeremonie den Friedensvertrag zu unterſchreiben.
Edenſowenig iſt auch Herr Erzberger bereit, ſeinen Namen
unter das Doknument zu ſetzen. Heute nachmittag wird eine
Kabinettsſitzung ſtattfinden, in der man verſuchen wird, die ge
eignete und willige Perſönlichkeit ausfindig zu machen.

Wiedergutmachung der A-Boot-Verbrechen.
Zu den ungeheuren Laſten, die die Entente durch den Friedens-

vertrag dem deutſchen Volke aufgehalſt hat, ſollen ſich auch noch
Entſchädigungen geſellen, die die neutralen Länder für die
durch den UBootkrieg verloren gegangenen Schiffe beanſpruchen.
Jn Kriſtiania haben vor einer Woche die Verhandlungen der drei
nordiſchen Staaten, Schweden, Norwegen und Dänemark,
über gemeinſames Vorgehen und gleichmäßige Form für die Ein-
reichung der Schadenerſatzforderungen an Deutſchland ihren Anfang
enommen. Wie aus Kriſtiania gemelder wird, ſoll ſich die
orderung der norwegiſchen Regierung allein auf 1,4 Milli-

arden Mark belaufen. Auch werden bereits Stimmen laut, die
verlangen, Deutſchland ſolle anerkennen auch die Verſenkungen
innerhalb des Sperrgebiets ſeien völkerrechtswidrig.

So wird das deutſche Volk den Wahnſinn der UVootkriegstreiber
bis zur Neige auskoſten müſſen.

Meutereien polniſcher Regimenter.
Kowno, 25. Juni. Die bolſchewiſtiſchen Strömungen

ergreifen immer weitere Teile des polniſchen Heeres. Die in
Rowno ſtehenden volniſchen Regimenter des Generals Petliunaga
meuterten. Sie verweigerten den Gehorſam und widerſetzten
ſich ihrer Verwendung an der bolſchewiſtiſchen Front und lieferten
ihren Stab an die Bolſchewiſten aus. Auch die Strömung
unter der Bauernſchaft in der Umgegend von Rowno iſt aus-
geſprochen bolſchewiſtiſch. Jn Rowno ſelbſt wurde eine revolutionäre
Regierung eingeſetzt.

Engliſche Soldaten mentern.
Auch in England beginnen die Soldaten ſich jetzt zu rühren und

ſieh gegen die Kriegsdiſziplin aufzulehnen. Den vor kurzer Zeit
gebrachten Meldungen über Meutereien und Bildungen von
Coldatenräten in Aegypten folgen jetzt Nachrichten über Soldaten-
unruhen in England ſelbſt. So berichtet die Londoner Zeitung
Daily Herald“ in einem Artikel, der offenbar dem Stifte des

Zenſors entgangen iſt, daß 3000 bereits entlaſſene Soldaten, die
wieder einberufen waren, um Dienſt in den Kolonien zu tun, den
Gehorſam verweigerten. Sie weigerten ſich außer Landes geſandt
zu werden und verlangten ſofortige Demobiliſation. Sie weigerten
fich ferner, ihren Exerzierdienſt zu tun und verlangten völlige
Strafloſigkeit für ihr Verhalten. Eine größere Anzahl von
Offizieren, welche die Soldaten zu beruhigen verſuchte, mußten
unverrichteter Sache wieder abziehen. Die Soldaten weigerten ſich
auf das Beſtimmteſte, einem Offizier Gehorſam zu leiſten.

Hochverratsprozeſſe und kein Ende.
Vor dem Eſſener Kriegsgericht hatten ſich Dienstag acht „Spar-

takiſten“ unter der Anklage des Hochverrats beziehungsweiſe
der Beihilfe zu verantworten. Es handelt ſich um den groß
angelegten „Spartakiſtenputſch“, der Ende April die Entwaff
nunng der Regierungstruppen und die Ausrufung der Räterepu
blik im rheiniſch- weſtfäliſchen Jnduftriegebiet zum Ziele hatte

Das Kriegsgericht verurteilte den Hanpträdelsführer und
Vorſitgenden der Neunerkemmiſſion zu acht
Jahren Fetung. Sechs weitere Angeklagte erhielten vier
dezw. zwei Jahre Feſtung, während einer freigeſprochen wurde.
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Gegen rechtsſozialiſtiſche „Demokratie“.
Der am 22. Juni in Elbing tagende weſtpreußiſche Parteitag

der U. S. P. D. konſtatierte in einer Reſolution mit Entrüſtung,
daß die mehrheitsſozialiſtiſche Regierung Preußens in ſieben
Pevolutionsmonaten in Weſtpreußen weder Ge
meinde- noch Kreistagswahlenhat vornehmen
laſſen und ebenſowenig die Gutsbezirke, den Hort der kon
ſervativen Reaktion, aufgegeben hat. Der Parteitag ſtellt dieſes
volksfeindliche Verhalten öffentlich an den Pranger und fordert
die Genoſſen im Lande zu unerbittlichem Kampfe
gegen dieſeſcheinſozialiſtiſche Regierung auf.

Der Aufruhr in Hamburg.
Seine Arſachen.

Den ſtürmiſchen und aufregenden Vorgängen in Hamburg
liegen folgende Urſachen zugrunde:

Von dem Sülzefabrikanten Heyl, der in niedrigen Kellern
in drei dem Hamburger Staat gehörigen Häuſern in der Kleinen
Reichſtraße eine ſchwunghafte Fabrik von „Delikateßſülze“, das
Pfund zu 5 Mk., betrieb, war ruchbar geworden, daß er allerhand
ekelhafte Dinge, wie Teile von Eingeweiden, Kopfteile von
Hunden uſw. noch mit Fellreſten, Ratten, krepierte Tiere, Haus
abfälle u. dgl. zu einer Sülze verarbeitete und die Gallerte dazu
aus Fiſchhautabfällen herſtellte. Eine aufgeregte Menge, die
ſtändig wuchs, ſtürmte dieſe Fabrik, trieb die arbeitenden Frauen
heraus und ſchleppte unter ſchweren Mißhandlungen den Jn-
haber der Fabrik zum Rathausmarkt, wohin auch der übel-
riechende, noch dampfende Jnhalt der Keſſel geſchafft wurde.
Nachdem dem Hehl die Kleider faſt vom Leibe geriſſen waren,
wurde er, um ihn zu ertränken, in die Kleine Alſter ge
worfen. Er vermochte aber nach der anderen Seite zu
chwimmen, wo er von neuem von der Menge mißhandelt wurde.

Faſt nackt und ſchwer verletzt rettete er ſich ſchließlich ins Rat
haus. Die erregte Menge wollte das Rathaus ſtürmen, wurde
aber durch Schreckſchüſſe daran gehindert. Heyl wurde, lebens-
gefährlich verletzt, in einem Auto heimlich fortgeſchafft, iſt aber
bald danach ſeinen Verletzungen erlegen.

Die Noskeaner kommen! Zum Umſturz in Hamburg wird im
Vorwärts feſtgeſtellt, daß ſich Hamburg in „ſpartakiſtiſchen
Händen“ befindet. Wie die Voſſ. Ztg. erfährt, iſt, da die Kräfte
der Hamburger Volkswehr gegen die Aufſtändiſchen nicht aus-
reichen General von Lettow-Vorbeck beauftragt worden, mit
einer großen Abteilung nach Hamburg zu rücken und dort die
„Ruhe“ wiederherzuſtellen.

Neueren Meldungen aus Hamburg zufolge befindet ſich die
Stadt vollſtändig in den Händen der Auf-
ſtändiſchen'. Das Nathaus wurde erobert und die Truppen,
die es verteidigt hatten, wurden gefangen abgeführt. Später
wurde das Strafgerichtsgebäude geſtürmt. Die Gefangenen
wurden befreit und die Strafakten auf die Straße geſchleppt
und in großen Haufen verbrannt. Auch die übrigen Punkte
der Stadt, die noch von regierungstreuen Truppen gehalten
wurden, ſind nun in den Händen der Anfſtändiſchen. Die
Einwohnerwehr wurde entwaffnet.

Hamburg 25. Juni, 6 Uhr abends. (W. T. BV.) Die
Stadt befindet ſich in den Händen derbewaffneten
Arbeiter. Es ſchweben Verhandlungen, um Ruhe und
Ordnung aufrecht zu erhalten, damit die Reichswehr nicht in
Hamburg einzurücken braucht. Die Volkswehr ſchickte Patrouillen
auf die Straßen, um für Aufrechterhaltung der Ordnung zu
ſorgen. Verſchiedene Gefäungnifſfſe in Hamburg und Altona
wurden geſtürmt.

Hamhurg, 25. rn (W. T. B.) Auch am
wochmorgen dauern die Schießereien an. Flintenſchüſſe wechſeln
mit Handgranatendetonationen. Ueber die Zahl der Verwundeten
und Toten iſt nichts Beſtimmtes zu erfahren. Man ſchätzt ſie
auf 6 bis 12 Toate und 30 Schwerverletzte.

Eine Kommiſſion unter Führung eines Kommuniſten ver
handelte geſtern abend im Rathaus und forderte Feſtſtellung
darüber, wer den Befehl zum Anrücken der Schutzleute, der
Sicherheitsmannſchaften und ſpäter der Bahrenfelder Volkswehr
egeben hat. Sie forderten ſtrenge Beſtrafung der Schuldigen.

den Befehl zum Feuern gegeben hat, konnte nicht feſtgeſtellt
erden.

Die Hunger Ausſchreitungen in Berlin.
Zu den Ausſchreitungen gegen die Lebensmittelgeſchäfte melden

die Morgenblätter weiter u. a.: Eine große Menſchenmenge
rm Dienstag nachmittag das Frankfurter Viertel, bog dann
in die Andreasſtraße ein und verſuchte die dort befindliche ſtädtiſche
Markthalle 8 zu ſtürmen und zu plündern. Jhr Vorhaben wurde
vereitelt und es gelang, die Menge zu zerſtreuen. Jn der Königs
berger Straße wurde ein Obſtgeſchäft vollſtändig ausgeplündert.
Am Straßburger Platz und in der Krautſtraße wurden ſämtliche
Straßenhändler überfallen. Man nahm ihnen alle feilgebotenen
Waren Erdbeeren, Kirſchen und Spargel. Selbſt ein Blumen
händler wurde vollſtändig ausgeplündert. Jn Moabit kam es in
den geſtrigen Nachmittagsſtunden wieder zu erneuten Ausſchrei-
tungen. Jn der Turmſtraße rotteten ſich etwa 400 Perſonen zu
ſammen, die ein Zigarren- und Schuhwarengeſchäft vollſtändig
ausvlünderten. Einſchreitende Polizeibeamte wurden umringt und
angegriffen, ſo daß ſie von der Waffe Gebrauch machen mußten.
Drei Perſonen wurden verletzt. Auch im Weſten macht ſich die
Gärung, die ſich gegen die wucheriſchen Preiſe richtet, er-
heblich bemerkbar. Jn Charlottenburg zogen geſtern nach
mittag Hunderte von Frauen vor das Rathaus und forderten
energiſche Maßnahmen gegen den Lebensmittel-
wucher. Der geſamte Zugverkehr vom Görlitzer Bahnhof iſt
nachmittags 23 Uhr wieder eingeſtellt worden. Es verkehren
weder Perſonen noch Güterzüge. Die Urſache der Verkehrsein
ſtellung iſt in den dem Streik des Breslauer Eiſenbahnperſonals
zu ſuchen; der Streik hat ſich anf Teile der Proving Schleſien
ausgedehnt.

Eiſenbahnerſtreik in Berlin.
Berlin, 25. Juni. Auf dem Görlitzer Bahnhofin Berlin traten geſtern abend die Eiſenbahner wegen Lohn-

forderungen in den Ausſtand und zwangen die Eiſenbahn-
beamten zur Einſtellung des Fern- und Vorortverkehrs. Der
Bahnhof wurde geſchloſſen. Die Organiſationen
der Eiſenbahner ſtehen einem Streik ablehnend gegenüber,
dennoch wollen die Streikenden angeblich verſuchen, die Eiſen-
bahnarbeiter in ganz Berlin und darüber hinaus in
ganz Deutſchland zum Anſchluß zu bewegen.

Wie dem Wolffſchen Bureau „von der Leitung des Allge-
meinen Eiſenbahnerverbandes“ angeblich mitgeteilt worden iſt,
e „die in mehreren Dienſtſtellen des EiſenLahnDirektions-
ezirks Berlin ausgebrochenen Teilſtreiks lediglich auf eine be

wußte Jrreführung der Eiſenbahner durch kommuniſtiſche
Elemente zurückzuführen ſein.“ Ueber die Einkommen-Forde
rungen, welche die großen gewerkſchaftlichen Verbände der
Eiſenbahner aufgeſtellt haben, beginnen die Verhandlungen
zwiſchen den Vertretern der Arbeiterſchaft und dem Staats
miniſterium, ſowie einem Ausſchuß der Landesverſammlung
erſt am Donnerstag, den 26. Juni.

Berlin, 25. Juni. (W. T. B.). Zum Eiſenbahnerſtreik meldet
die Voſſ. Ztg. Die Arbeiter der Haupt und Betriebswerkſtätten
Grunewald haben die Arbeit niedergelegt. Es ſind dies etwa3--4000 Mann. Dagegen haben auf den Bahnbofen Niederſchöne-

weide und Neukölln die geſtern ausſtändigen Arbeiter heute die
Arbeit wieder aufgenommen. Die Streikenden verlangen Be
ſeitigung aller Ueberſtunden über die normale Arbeitszeit von
48 Stunden wöchentlich, volles Mitbeſtimmungsrecht in jedem
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der Verwaltung, Einführung des Mztewilemt Ancgkenn ung
des ſogenannten Zentralrates. Ferner wird die ichung d
höchſten Lohnes mit dem 24. Lebensjahre verlangt. Das Ein
kommen eines Eiſenbahnarbeiters beträgt jetzt rund 8200 Mk.
Es würde künftig 9000 Mk. betragen. Die Erfüllun
e würde eine Mehrausgabe von rund

uten.
illiarden Mk.

n r 5 eannnds rDer ſchleſiſche Eiſenbahnerſtrejk.
Nach den ergebnisloſen Märzverhandlungen machte ſich ſtetig

bei den ſchleſiſchen Eiſenbahnern eine Unruhe bemerkbar. Während
der letzten Monate verloren ſie ganz das Vertrauen zu ihrem
Organiſationen, weil ſie die Verhandlungen zu verſchleppen ſuchten
und mit dem wahren Sachverhalte hinter dem Berge hielten.
Jn den ſtattgefundenen großen öffentlichen Verſammlungen der
Arbeiter und Unterbeamten kam dies Mißtrauen und ihre Un-
zufriedenheit ſtark zum Ausdruck. Erbittert waren ſie auch über
das frühere unbefugte Eingreifen des damaligen Vorſitzenden
des rechtsſozialiſtiſchen Zentralſoldatenrats Voigt, jetzigen Polizei
präſidenten von Breslau. Seine Stellungnahme zu ungunſten der
Arbeiter hat die jetzige für alle Bevölkerungsſchichten ſo ſchwere
Lage mitherbeigeführt. Verantwortlich zu machen ſind für diefe
Verkehrsſtörungen die zu langſam arbeitenden Verbändeführer,
die kein Entgegenkommen zeigenden bureaukratiſchen Oberbeamten
und der vorhin erwähnte Polizeipräſident Voigt. Jm ganzen
Eiſenbahndirektionsbezirk Breslau fahren keine Züge. Die von
Schleſien ausgehende Bewegung droht ſich auf ganz Deutſchland
auszubreiten.

Re Flledengftcage

in der Preußiſchen Landesberſummlung.

34. Sitzung vom 25. Juni.

Präſident Leinert eröffnet die Sitzung um 21 Uhr.
Auf der Tagesordnung ſteht an erſter Stelle die

Friedensfrage
Es liegt eine Anfrage des Abg. Adolf Hoffmann (U. S.) vor:

Die Vertreter der preußiſchen Republik haben Zeitungs-
nachrichten zufolge im Staatenausſchuß gegen die Unter
zeichnung des Friedens Stellung genommen. Wie rechtfertigt
die Staatsregierung dieſe für das Wohl des preußiſchen Volkes
verhängnisvolle Stellungnahme? Jſt der Staatsregierung be
kannt, daß die Mehrheit der Preußiſchen Landesverſammlung
ohne Zweifel im entſcheidenden Augenblick für die Annahme
des Friedensvertrages war? Wie die Staats
regierung, daß ſie in dieſer ſo bedeutungsvollen Frage nicht
mit der Preußiſchen Landesverſammlung Fühlung ſuchte, be
vor ſie im Staatenausſchuß Stellung nahm? Woher nahm
die Staatsregierung das Recht, im Gegenſatz zur Landesver-
ſammlung den Friedensvertrag abzulehnen? Welche Folge
rungen gedenkt die Staatsregierung zu ziehen?

Demgegenüber liegt folgender Antrag der Abgg. Gräf
(Soz.), Dr. Porſch (Zentr.), Dr. Friedberg (Dem.) vor:
„Die Preußiſche Landesverſammlung iſt mit dem ganzen
Volke einig in der ſchärfſten Verurteilung des uns
zwungenen, allem Rechtsgefühl hohnſprechenden Friedens, der
unſer Volk in der ſchlimmſten Weiſe vergewaltigt. Die Preu-
iſche Staatsregierung hat dieſen Standpunkt gleichfalls zum
usdruck gebracht. ie Landesverſammlung ſpr ich t der

Staatsregierung ihr Vertrauen aus.
Nachdem Miniſterpräſident Hirſch ſich zur ſofortigen Be

antwortung der An'rage bereit erklärt hat, nimmt das Wort

Abg. Adolf Hoffmann (A. Soz.)
Die Staatsregierung hätte in jedem Falle ſich vor ihrer

Stellungnahme in Verbindung zu ſetzen. Das Volk iſt einig
in dem Urteil über den Jnhalt des Vertrages, er iſt ein Hals
abſchneidervertrag, ähnlich denen von Breſt-Litowſkund
Bukareſt. Das Volk fragt nicht, wie ſieht der Friede aus,
ſondern: ſollen wir ihn annehmen oder ablehnen? Gegen
die Unterzeichnung des Vertrages iſt eine geradezu frevelhafte
Agitation betrieben worden, auch mit dem Hinweis darauf, daß
wir dieſen Halsabſchneiderfrieden der Revolution verdankten.-
(Sehr richtigl rechts und im Zentrum.) Nein, er ſt erfolgte
der Zuſammenbruch und dann kam die Revolution. Aber Sie
verwechſeln abſichtlich immer Urſache und Wirkung, um ſich
von der Schuld rein zu waſchen, die Sie an dieſem
Vertrage haben. Jn nächſter Zeit wird ſich der Groll gegen
die Regierung entladen, der ſich im Volk angeſammelt hat
über die Verhaftung von zahlloſen unſchuldigen Arbeitern, über
die Prozeſſe und Todesurteile, über

die Hinmordung von Freiheitskämpfern,
über den Schutz, den die Regierung Spitz eln ang er
läßt, über die Handhabung des Belagerungszuſtandes un oie
Handhabung der Preſſefreiheit. Solche Tatſachen mußten bei
der Entente den Eindruck erwecken, daß es der deutſchen Re
ierung mit der Umkehr von der Gewaltpolitik nicht ernſt iſt.Görobe andauernde Unruhe.)

Jm Oſten ſpielt man mit dem Feuer.
Herr Winnig führt mit einem brennenden Strohwiſch einen
Tanz vor dem offenen Pulverfaß auf, und das duldet die
preußiſche Regierung. Hätte die Regierung nicht un
verantwortlich und kurzſichtig die diplomatiſchen Beziehungen
zu der Sowjetregierung abgebrochen, ſo wären uns Erleichte
rungen des Friedensvertrages ganz ſicher geweſen. Wie ſollen
wir Vertrauen haben zu dieſer Regierung?

Wo iſt die Demokratie geblieben?
Sie ſind für die Diktatur, wenn Sie dieſe ſelbſt ausüben, und
heulen dagegen, wenn das Proletariat, die Mehrheit des Volkes,
die Diktatur ergreifen will, um endlich einmal Ordnung zu
ſchaffen. (Lachen rechts und im Zentrum.) Sie werden die
Diktatur des Volkes erleben, früher als Jhnen lieb iſt. Nur eins
kann uns den Vertrag vom Halſe ſchaffen: das internationale
Proletariat. (Widerſpruch.) Nur eine einzige Partei, die
u. S. P. D., hat von vornherein in klarer Weiſe die Unterzeich
nung verlangt. Gegen die Militärdiktatur werden ſich die Ar
beiter mit dem Generalſtreik wenden. Die gegenrevolutionären
Beſtrebungen werden ſogar mit Förderung der Regierung be
trieben. General Grön er hat in einem Telegramm an Ebert
geſagt, die Offiziere würden hoffentlich auch weiterhin hinter
der Regierung ſtehen, wenn Noske im Amte bliebe. Uns ſcheint
der Noske von Offiziersgnaden eine prächtige Figur
u ſein. Die Militärkamarilla iſt an der Arbeit; ſyſtematiſch
ucht man dem Volke einzureden, daß ein Sieg gegen die Entente

noch möglich ſei. (Redner grtiert Zeitungsausſchnitte und Flug
blätter.) Jch mache die Regierung dafür verantwortlich, daß
die Judenhetze eine Pogromſtimmung entfachen will. Es
gibt auch chriſtliche Kriegsgewinnler; namentlich verſtehen die
Agrarier-das Wuchern ſo gut wie die Juden. Die Regierung
muß jetzt Sicherheit geben gegen den geplanten Militärputſch.
Nach Unterzeichnung des Friedens kann uns im Jnnern nur
noch die

konſeguente Sozialiſierung retten.

Die Förderung der Weltrevolution bleibt das A und O, wenn
man mit Kapitalismus und Jmperialismus aufräumen will.

Miniſterpräſident Hirſch Jch gehe nicht auf alle Ausfüh
rungen des Vorredners ein, die ſich durch ihre maßloſe Ueber
treibung ſelbſt richten. (Große Unruhe b. d. U. S.) Die Ver
treter der preußiſchen Regierung haben ſich
im Reichskabinett gegen die v rdes Friedenserklärt, (Hört, hörtl b. d. U. S.) und zwar
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ſagt
ſich damals der Abſtimmung, haben aber auch ſa
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ratte ich die übergroße

nur aus innerer nederzzzaguw ſon auf Grunda vom 11. April. Nur die Un n n
n

uwenden gehabt. Bei meinen Erklärungen dom zre denkwürdigen Sitzung der Nationalverſammlung am

ehrheit des Hauſes für mich. Wie kann
daher der Vorredner ſagen, die Regierung habe auf die eilvaß

des Paralments gepfiffen? Wir konnten nur nicht wiſſen

Nach der Antwort der Entente hielten wir es wirklich

S
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ein Teil des Parlaments ſeine Meinung ſo ſchnell ändern würde.
nicht mehr

für erforderlich, erſt noch an die Landesverſammlung heran-
zutreten. An dem Scheitern unſerer Verſuche um Verbeſſe-
rungen ſind nicht zuletzt diejenigen ſchuld, die, wie die unab-
hängigen Sozialiſten, die Entente förmlich aufgefordert haben,
nichts abzulaſſen. (Lebhafte Zuſtimmung

Wir haben keinen ſehnlicheren Wunſch als zu wiſſen, woran
wir ſind; zwiſchen Regierung und Volksvertretung muß Klar-
beit herrſchen. beſonders in dieſer ernſten Zeit. Folge
rungen die Regierung ziehen wird, hängt von dem Ergebnis der
heutigen Debatte ab. Nur wenn die Regierung das Vertrauen
des Volkes genießt, nur wenn ſie ſicher iſt, daß eine Mehrheit
der Volksvertretung hinter ihr ſteht, wird ſie imſtande ſein ihre
fürwahr nicht leichte Aufgabe zu erfüllen. (Lebhafter Beifall.)

Zu dem Antrag der Mehrheitsparteien iſt ein Zuſatz
an trag der beiden Rechtsparteien eingegangen einzufügen:
„Die Ablehnung des Friedens durch die preußiſche Regierung
war daher geboten.“

Preußiſcher Kriegsminiſter Reinhardt: Der preußiſche
Staat wird durch das Friedensdiktat unſerer Gegner am grau
ſamſten gebrandſchatzt und ſeine Armee am bitterſten getroffen.
Sie werden es da wohl als ſelbſtverſtändlich empfunden haben,
daß ich als preußiſcher Priegsminiſter bis zum letzten Mitte
für die Abwendung dieſes Friedens gekämpft habe. Von der
inneren Unſittlichkeit und Unerfüllbarkeit dieſes Friedens
vertrags bin ich auch heute noch feſt überzeugt, ebenſo wie die
Reichsregierung die preußiſche Regterung und das ganze
deutſche Volk. S bei den Bur en: Breſt-Litowſkl)Auf Antrag Dr. Roſenfeld (U. e findet

Beſprechung der Anfrage
ſtatt.

Abg. v. Kardorff (Dn.): Jch bedauere im Namen meiner
Freunde, daß die Friedensfrage hier auf Grund einer förm-
lichen Anfrage, und noch dazu von ſolcher Seite, behandelt wer
den ſolle. (Unruhe b. d. U. S.) Das widerſpricht dem Ernſt
dieſer Stunde. Einem allgemeinen Vertrauensvotum für die
Regierung werden wir nicht zuſtimmen und machen unſere

zu den vorliegenden Anträgen von ihrer endgültigen
eſtaltung yvängig (Zuruf: Die Rechte und die Linke gehen

zuſammen wie ü lich! Unruhe.) Die Regierung war ver-
pflichtet, das Haus zu hören, ehe ſie nach Weimar ging. Die
Sozialdemokraten wollen ſich hier gegen den Frieden erklären.
Damit laſſen wir Sie (zu den Sog.) nicht durch, Sie treiben
eine Politik mit doppeltem Boden, Sie ſind in erſter Linie mit
verantwortlich. (Lebhafte Unruhe. Abg. Dr. Friedberg
ruft: Das iſt die nationale Würdel) Noch heute weiß die Be
völkerung im Oſten nicht, was ihr bevorſteht. Die Abänderung
über die Abſtimmung in Oberſchleſien iſt wohl nur getroffen,
weil die Entente ganz ſicher iſt, daß die Volksabſtimmung zu-
ungunſten Deutſchlands ausfallen wird. Wir müſſen unſer
tiefftes Befremden darüber ausſprechen, daß c die Beſchul-
digungen der Mantelnote nicht ſofort eine Gegennote erlaſſen
worden iſt. Mit Empörung erfüllt es uns, daß Deutſchland
ein Anerkenntnis der Schuld am Krieg und die Auslieferung
der angeblich Schuldigen zugemutet worden iſt. Eine Schmach
iſt das Verlangen, den deutſchen Kaiſer guszuliefern, an dem
noch Millionen hängen. (Unruhe links.) Unſere Politik
hat es nicht verſtanden, die militäriſchen Erfolge in politiſche
umzumünzen. Der Friedensvertrag iſt ein Erzeugnis desZaſes und der Rache, aber auch der Furcht vor der Stärke des

deutſchen Volkes. Wehrlos iſt noch nicht ehrlos. Verlieren
wir nicht den Glauben am deutſchen Volke. (Lebh. Beifall
rechts. Lärm b. d. tbg. Herold (Zentr.): Wir mußten einem ungeheuren
Gewaltfrieden weichen, wodurch aber nur die Ehre derjenigen
Nationen berührt wird, die uns dieſen aufgezwungen haben.
(Beifall.) Wir danken der Regierung, daß ſie nicht zurück
etreten iſt. (Beifall.) Did unerhörte Rede des Herrn vonPardotff wäre beſſer nicht gehalten worden, es war der Ton

der der nicht der Würde des Parlamentsentſprach. enn es nach ihm ginge, dann wäre unſer Land
J den eFinden beſetzt. (Zuruf rechts: Um ſo beſſer!

nruhe.
Abg. von Krauſe (Otſch. Vp.): Wir ſind uns alle darin einig,

daß die S r r unerträglich und unerfüllbar ſind.
Wir dürfen jetzt aber den Kopf nicht hängen laſſen, die größte
ſoziale Pflicht iſt jetzt Arbeit. (Beifall rechts)
Miniſter des Jnnern Heine: Es iſt beklagenswert, daß uns

dieſe Stunde nicht einig und geſchloſſen findet. Die Friedensverhandlungen wären beſſer geweſen, wenn die Freunde des Herrn

Hoffmann es wicht verhindert hätten. Wie kann Herr von Kardorff
behaupten, daß die Regierung kein Verſtändnis für die Jntereſſen
des Oſtens habe Der Reichsverband Oſtſchutz hat mich ausdrück
ich gebeten, im Amte zu bleiben und mir ſein Vertrauen ausge
prochen. Das Volk muß das Laſter des ſich gegenſeitig Angreifens,
des Herumwühlens im Vergangenen, wo die Arbeit des Tages ſo

Ein Rückblick aus dem Jahre 2000.

90) Von Edward Bellamy. Nachdr. verb.
Abgeſehen von der Arbeits und Kapitalvergeudung durch

Sigelcgaene Unternehmen und den beſtändigen Blutverluſt
F onkurrenzkrieg war Jhre Produktionsordnung periodiſchen
rſchütterungen unterworfen, die die Klugen wie die Törichten,

ſie erfolgreichen Halsabſchneider wie auch ihre Opfer nieder
varfen. Jch meine die Kriſen, die in Zwiſchenräumen von fünf
Ris zehn Jahren wiederkehrten und die nationale Wirtſchaft
ſchwer ſchädigten. Sie warfen alle ſchwachen Unternehmungen
zu Boden, lähmten die Stärkſten und wurden von langen, oft
mehrere Jahre dauernden Perioden ſogenannter Depreſſion

efolgt, während deren die Kapitaliſten langſam die vergeudeten
räfte wiedergewannen und die Arbeiter hungerten und revol

tierten. Dann kam wohl wieder eine kurze Zeit des geſchäft
lichen Aufſchwungs, bis abermals eine Kriſe einſetzte, begleitet
on einigen Jahren vollſtändiger Erſchöpfung. Als der Handel
ſich entwickelte und die Nationen voneinander abhängig machte
zrgriffen dieſe Kriſen die ganze Welt. Bei dem Fehlen regeln-
der, ausgleichender Zentralſtellen nahm die Dauer des auf
Kriſen folgenden geſchäftlichen Niederganges mit der Größe der
detroffenen Gebiete zu. Je weiter ſich die Weltwirtſchaft aus
zehnte, je verwickelter ſie ward und je größer das in ihr angelegte
Kapital, um ſo häufiger traten die Kriſen ein. Gegen Ende
des r r Jahrhunderts kamen ſchließlich zwei ſchlechte
Jahre auf ein gutes, und die ganze gewaltige Produktion ſchien
n SGefahr, unter ihrem eigenen Gewicht zuſammenzubrechen.
Kach endloſen Erörterungen ſcheinen die Nationalökonomen
ener Zeit zu dem verzweifelten Schluſſe gelangt zu ſein daß
zieſe Kriſen ebenſowenig verhindert oder eingeſchränkt werden
vnnten wie eine Dürre oder ein Orkan. Man müßte ſie als
anvermeidliches Uebel ertragen, und wenn ſie vorüber wären,
)as zertrümmerte Gebäude der Wirtſchaft von neuem aufbauen,
vie die Bewohner eines von Erdbeben heimgeſuchten Landes
hre Städte immer wieder auf derſelben Stelle errichteten.

Jhre Zeitgenoſſen hatten ſicherlich inſofern recht als ſie diearſachen dieſer Störungen in ihrer Wirtſchaftsordnung ſelbſt
uchten. Sie wurzelten in der Tat in dem tiefſten Weſen dieſer
Ordnung und mußten um ſo verderblicher werden, je größer
ind verwickelter das Wirtſchaftsleben wurde. Eine dieſer Ur-
(achen war, daß es den verſchiedenen Zweigen der Wirtſchaft
m jeglicher gemeinſamen Leitung fehlte und damik auch an

z
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K. atlgpen, ſonſt werden wir keinen Auſſtieg haben.

ifall 9Friedberg (Dem): Wir haben im Mai unſeren
punkt dem Fri ag dargelegt. Die
des Wo ensverlangte Abtret war völlig im Wider

ſpruch mit den Wilſonſchen Forderungen. Für die Uebergangszeit
müſſen im Oſten Schutzmaßregeln getroffen werden. 8enn un

er Abg. Hoffmann mit einem Generalſtreik droht, falls nur eine
Hand zur Verteidigung der Oftmark gerührt wird, ſo haben wir
darin die Wirkung einer Agitation vor uns, die dem Volke das
Vaterland aus dem Herzen geriſſen hat. Lärm bei den U. Soz.)
Eine Veränderung des Friedensvertrages iſt kaum eingelreken,
höchſtens eine geringe Milderung für Oberſchleſien. Die Annahme
des Vertrages bedeutet den Tod des ganzen deutſchen nationalen
und wirtſchaftlichen Lebens auf Generationen hinaus. Ueber die
Haltung der preußiſchen Regierung ſind wir durchaus erfreut und
ſprechen ihr gern unſer Vertrauen aus.

Abg. Adolf Hoffmann henniragt zu der Reſolution der Mehr
arg folgenden Zuſatz: Trotzdem war in der ent-cheidenden Stunde ein Eingreifen der preußiſchen
Regierung für die Unterzeichnung des Vertrages
geboten“. Hierüber wird r abgeſtimmt werden.
Der Antrag der Rechtsparteien iſt wie folgt
„Das Eintreten der preußiſchen Regierung für die Ablehnung der
Unterſchrift war daher geboten“.

Abg. Dr. Cohn (U. p. Wir ſind mit Herrn von Kardorff
einig in dem Bedauern des Schickſals der Millionen Deutſcher,
die unter Mißhandlung aller Grundſätze der Demokratie aus dem
Verbande des deutſchen Reiches herausgeriſſen werden. Weshalb
vergeſſen die Gegner der Unterzeichnung aber

die Befreiung der 800 000 Gefangenen
durch die Unterzeichnung? Für die Unterzeichnung wäre auch

ier eine Mehrheit geweſen. Der Miniſterpräſident hätte ſeinem
Rücktrittsgefühl folgen und ſich durch unſere Anfrage nicht davon
abhalten laſſen ſollen.

Nach einer Reihe perſönlicher Bemerkungen wird die Weiter-
beratung auf Donnerstag 12 Uhr vertagt. Schluß 72 Uhr.

Sieben Wochen hat man ſie hungern laſſen?
Folgende vielſagende Notiz bringen die Münchner Neueſten

Nachrichten:
„Die Gefangenenkoſt. Die Jntendantur 1. B. A.K. teilt mit:

Es iſt darüber Klage geführt worden, daß die Verpflegung der
Gefangenen teilweiſe nur aus Suppe und Brot beſtehe. Für
gefangene Spartakiſten und Rotgardiſten haben, ſolange ſie ſich
in behelfsmäßigen Gefangenenlagern noch in militäriſchem Ge-
wahrſam befinden, die Beſtimmungen über Gefangenenkoſt nach
der Friedensverpflegungsvorſchrift Anwendung zu finden.
Während der Unterſuchungs- und Schutzhaft ſteht den Ge-
fangenen ſomit die Mannſchaftskoſt nach den Friedensſätzen zu.
Nachdem ſich unter den Verhafteten zum Teil auch leichte Fälle
und Unſchuldige befinden werden, iſt dafür Sorge zu tragen,
daß die Ernährung der Gefangenen eine vorſchriftsmäßige iſt
und auch Abzüge ander Verpflegung durch das Wacht-
und Küchenperſonal unterbleiben.“

Bisher hat man alſo die Gefangenen hungern laſſen. Und
wenn nicht zugegebenermaßen „Unſchuldige“ darunter wären,
ſo würde man die Tauſende auch jetzt noch hungern laſſen. Und
dieſelben Leute heucheln Entrüſtung über das Los der Kriegs-
gefangenen

Aus der Partei.
Rechtsſozialiſten für das Räteſyſtem.

Der regierungsſozialiſtiſche Wahlverein in Jena nahm nach
einer Ausſprache über den Parteitag in Weimar die folgende
Entſchließung an:

Die Ortsgruppe Jena kann ſich mit der Haltung des
Parteitages nicht einverſtanden erklären. Sie
mißbilligt insbeſondere ſeine Stellungnahme zur Reichs-
regierung, ſowie zum Räteſyſtem und zur Frage der Einigung.
Die Verſammlung beantragt, umgehend eine außerordentliche
Kreisgeneralverſammlung einzuberufen, um zu dieſen Be-
ſchlüſſen Stellung zu nehmen.

Die Ortsgruppe Jena des Sozialdemokr. Kreiswahlvereins
Weimar III kann ſich mit den Beſchlüſſen des Parteitages
nicht einverſtanden erklären und erkennt nach wie vor für die
Intereſſen der geſamten Arbeiterſchaft das Jenger Aktions-
programm als das richtige un.

Die Jenger Rechtsſozialiſten ſtehen als weiße Raben mit
dieſer ihrer Auffaſſung in der Scheidemannpartei ſo gut wie
allein da. Jhr Vertreter auf dem Weimarer Parteitage, Dr.
Zſchimmer, wurde bekanntlich aus dem Sitzungsſaale hinaus-
eekelt. Hermann Müller und Wels dürften bald den „Bann
luch“ über die „widerſetzlichen“ Jenger „Außenſeiter“ ver-

hängen.

Der Sozialismus marſchiert überall.
Jn allen Ländern gewinnt die Sozialdemokratie von Tag zu

Tag mehr Boden. So haben neuerdings die Gemeindewahlen
in Böhmen, die am 15. Juni ſtattfanden, den Sozialiſten
ein ganz unerwartetes, ſtarkes An wachſen ihrer

n

Stimmen gebracht. Sowohl in den t

abgeändert werden

einer geordneten und regelmäßig fortſchreitenden Entwicklung.
Als unvermeidliche Folge davon hielten ſie nie gleichen Schritt
miteinander und verloren die Fühlung mit den vorhandenen
Bedürfniſſen des Marktes.

Für dieſe Bedürfniſſe gab es keinen ſicheren Anhaltspunkt,
wie ihn unſere Regelung der Güterverteilung beſitzt. Die
erſten Anzeichen dafür, daß in einem Erwerbsgzweig die Pro-
duktion den Bedarf überſchritten hatte, waren das Fallen der
Preiſe, die Bankrotte der Unternehmer, die Stockung oder Ein
ſtellung der Produktion, die Herabdrückung der Löhne und die
Entlaſſung der Arbeiter. Dieſer Prozeß vollzog ſich in vielen
Jnduſtrien ſogar in den ſogenannten guten Zeiten fortwäh-
rend; aber eine Kriſe trat nur dann ein, wenn er ſehr umfang-
reiche Gebiete des Wirtſchaftslebens ergriff. Die Märkte waren
dann mit Waren überſchwemmt, von denen niemand über Be
darf kaufen wollte, mochten ſie auch noch ſo billig ſein. Da die
Löhne und Profite der Produzenten jener überflüſſigen Waren
ſanken oder ganz aufhörten, ſo verſiegte für ſie die Möglich-
keit, andere Waren zu kaufen und zu verbrauchen. Als Folge
davon trat eine Ueberflutung des Marktes auch mit ſolchen
Gütern ein, an denen keine Ueberproduktion ſtattgefunden hatte.
Das Ende vom Liede war hier ebenfalls das Fallen der Preiſe.
Arbeits- und Brotlofigkeit für die in Betracht kommenden Er-
werbstätigen. Waren die Dinge ſo weit gediehen, ſo kam die
Kriſe erſt recht ordentlich in Gang; nichts vermochte ihrem
Wüten Einhalt zu tun, bis der Reichtum einer Nation gründ-
liche Einbuße erlitten hatte.

Jn Jhrer Wirtſchaftsordnung lag noch eine andere Urſache
feſt verankert, die häufig Kriſen herbeiführte und ſtets ſehr ver-
ſchlimmerte. Jch meine Jhr Geld- und Kreditweſen. Solange
die Güterergeugung vielen Privatleuten überlaſſen blieb und
die Bedürfniſſe der einzelnen nur durch Kauf und Verkauf be
friedigt werden konnten, war auch das Geld unumgänglich not
wendig. Gegen den Gebrauch des Geldes konnte offenbar ein-
gewendet werden, daß es für Nahrungsmittel, Kleider und an-
dere Gebrauchsgegenſtände einen Stellvertreter ſetzte, deſſen
Wert lediglich auf Uebereinkommen beruhte.“) Dadurch ward
eine Begriffsverwirrung zwiſchen den Gegenſtänden und ihrem
bloßen Stellvertreter begünſtigt, die zu Jhrem Kreditweſen
und ſeinem ungeheuren Truge führten. Einmal daran ge-

Dieſer Jrrtum wie mancher andere noch findet ſeine
Erklärung dadurch. daß Bellamy einen utopiſchen Roman

ſchreibt und kein Nationalökonom iſt, auch kein wiſſenſchaftlich
durchgehbildeter Sozialiſt

ſchen, als auch in
deutſchen Teilen des Landes, hatten ſie außewöhnliche Erfol

Zumal in Deutſch Böhmen haben die Sozialdemokraten an
reichen Orten die abſolute Majorietät erhalten, wobei faſt allenduſtriegemeinden feſt in ihrer ſind. In faſt allen größeren

tädten iſt die Sozialdemokratie ferner die ſtärkſte Partei geworden.
Im tſchechiſchen Teil des Landes iſt es beſonders Prag, das ihm
einen außerordentlichen inn brachte. Dagegen haben die
rechtsſtehenden Parteien nämlich die Agrarier, die Chriſtlich-
Sozialen und die Deutſchnationalen außerordentliche Verluſte gehabt.

Bei dieſen erſten im neueſten ſelbſtändigen Staate
Böhmen iſt ferner demerkenswert, daß die Deutſchen bedeutend
größere Griolge erzielten, als früher unter öſterreichiſcher Herrſchaft
ünd daß die Tſchechen in ihren Erwartungen auf einen beſonders
günſtigen Wahlausfall aufs ſtärkſte enttäuſcht wurden. Die Sozial
demokratie ſelber war eine der ſtärkſten Stützen des Deutſchtums
in Böhmen.

Verbandstag der Bergarbeiter.
pt Bielefeld, 21. Juni.

Sechſter Berhandlungstag.
In der heutigen Sitzung erklärt Quade für die Oppoſition, da
ihr bei der Vorſtandsbeſetzung nicht entgegengekommen wurde,
lehne ſie die Gehälter ab.

Die Kommiſſion verkündet das Wahlergebnis: Von
258 ſtimmberechtigten Delgierten beteiligten ſich 179 an derVorſtands waß l, 79 enthielten ſich. Sachſe (1. Vorſitzender)

erhielt 178, Huſemann (2. Vorſitzender) 176, Stühmeyer (Kaſ-
ſierer 177, Waldhecker n n 175, Wißmann (Sekretär)
176, Schmidt (Sekretär) 176, Löffler (Sekretär) 171, Wagner
(Redakteur) 178 Stimmen. Die gewählten Beiſitzer und Erſatz
männer von der Oppoſition lehnten auch dieſe Aemter ab, ſo daß
erweiterter Vorſtand und Kontrollausſchuß nur aus Mitgliedern
der Mehrheit zuſammengeſetzt ſind.

Ueber Demokratie und Sozialismus im Berg-
bau ſprach Löffler. Er vertritt den Standpunkt der Sozial-
demokratie. Die wirtſchaftlichen Betriebsräte würden geſetzlich
feſtgelegt werden, das politiſche Räteſyſtem ſei zu verwerfen.
Jn der Ausſprache kommen wieder die verſchiedenen Auf-
lpnaen zur Geltung. Das Referat ſoll als Broſchüre er-
ſcheinen.

Der Antrag: „Die Generalverſammlung möge beſchließen,
dahin zu wirken, daß die Vetriebsräte auf den Zechen ſofort frei-
geſtellt werden“, wird einſtimmig angenommen, ebenſo eine Ent
ſchließung, durch die ſich die Generalverſammlung zur So-
zigliſierung des Bergbaus bekennt, „deren Verwirk-
kichung auf dem Wege der Demokratie anzuſtreben iſt und die
das Eigentum an den Bodenſchätzen, die Produktion und den
Abſatz der Erzeugniſſe umfaſſen muß. Die Ueberführung der
Bodenſchätze in den Beſitz der Allgemeinheit, die Umwandlung
der vrivatkapitaliſtiſchen Produktions- und Abſatzzweige in eine
ſozialiſtiſche muß ſich unter voller Mitbeſtimmung der Arbeiter
und Angeſtellten, die durch aus ihrer Mitte gewählte Organe
(Ausſchüſſe, Steigerrevier- und Betriebsräte vertreten werden,
vollziehen.“

Die Wahlen zur ſtändigen Generalverſamm-
lung ſollen bald vorgenommen werden.

Huſemann ſchließt mit der Mahnung an die Delegierten
zur Einigkeit mit einem begeiſtert aufgenommenen Hoch auf den
Bergarbeiterverband die Generalverſammlung.

Allerlei.
1800 Zentner Kartoffeln verfault!

Von der Artilleriewerkſtatt Nord in Spandau waren vor
Monaten größere Mengen von Kartoffeln zur Speiſung der
Arbeiter angekauft worden. nun durch die Maſſenent-
laſſungen in Spandau die Maſſenſpeiſungen erheblich einge
ſchränkt worden waren, war der größte Teil der Vorräte frei
geworden und ſollte auf Beſchluß der ſtaatlichen Verteilungs-
ſtelle der Stadt Spandau zur Verteilung an die Bevölkerung
kommen. Bei der Uebernahme durch die Stadt Spandau ſtellte
es ſich aber heraus, daß die Kartoffeln verfault und
zum Genuß nicht mehr geeignet waren. Die Unterſuchung er
gab, daß die Vorräte durch unſachgemäße Lagerung verdorben
waren.Das Volk d und hungert und die mit der Lebensmittel-
verſorgung betrauten Stellen laſſen leichtfertig wahre Berge
von Nahrungsmitteln der Vernichtung anheimfallen.

Nietleben. Friedhofſchänder. Jn der rhaben Diebe auf dem alten Kirchhof alle auf den Gräbern ge
pflegten Blumen geſtohlen. Nach den ſofort vorgenommenen
Ermittlungen ſind die Blumen in Halle verkauft worden. Leider
ſcheut auch hier dieſes Diebesgeſindel nicht davor zurück, den
Angehörigen der Verſtorbenen das letzte Zeichen ihrer Liebe.
die Blumen, die ſie erſt teuer gekauft, gehegt und gepflegt
haben, zum Gelderwerb zu a Am letzten Sonntagvor-
mittag ſind die Schulknaben Krefeld und Otto Manegold im
Bruchfeld an Frankens Kirſchberge von den Hunden des Obſt
pächters Ziegler überfallen und arg zugerichtet worden. Der
elf Jahre alte Otto Manegold hatte elf Bißwunden. Die
Eltern mußten ärztliche Hilfe in Anſpruch nehmen.

n=—mD2
wöhnt, Geld für Waren anzunehmen, nahm man dann Ver-
ſprechungen für Geld an und hörte ganz auf, hinter dem Stel
vertreter den vertretenen Gegenſtand zu ſuchen. Geld war ein
Zeichen für wirkliche Waren, der Kredit war aber bloß ein
Jeichen für ein Zeichen. Für Gold und Silber, das heißt für
das wirkliche Geld gab es eine natürliche Grenze, für den Kre
dit dagegen nicht. Die Folge davon war, daß der Kredit einen
Umfang annahm, der nicht mehr in irgendeinem beſtimmt feß-
zuſtellenden Verhältnis zum wirklich vorhandenen Geld ſitand,
geſchweige denn zu den vorhandenen Waren. Unter einer
ſolchen Wirtſchaftsordnung mußten häufige, periodiſch wieder
kehrende Kriſen mit derſelben Naturnotwendigkeit eintret
mit der ein Gebäude zuſammenſtürzt, el Sehtverpun
außerhalb ſeiner Unterſtützungsfläche liegt. Zwar bildete wan
ſich ein, daß nur die Regierungen und die von ihnen ermächtig
ten Banken Geld emittierten, in Wirklichkeit aber ward dies
von ſedermann emittiert, der auch nur für einen Dollar Kredit
gewährte. Trug er doch dadurch dazu bei, die Geld und
Warenzirkulation künſtlich zu ſteigern, bis die nächſte Kriſe
hereinbrach. Die gewaltige Ausdehnung des Kreditverkehrs
bildet ein Merkmal der letzten Jahrzehnte des neunzehnten
Jahrhunderts und erklärt zu einem guten Teil die faſt unauf-
börlichen Kriſen jener Zeit. So gefährlich auch der Kredit war,
ſo konnten Sie ihn doch nicht entbehren. Da für das Hapital
Jhres Landes keine nationale oder ſonſtige öffentliche Organi-
ſation exiſtierte, ſo blieb er Jhr einziges Mittel, Kapital zu
konzentrieren und zu den wirtſchaftlichen Unternehmungen
heranzuziehen. Auf dieſe Weiſe ſteigerte er gang gewaltig die
Hauptgefahr, die mit der kapitaliſtiſchen Produktionsordnung
verbunden war: er ermöglichte den einzelnen Jnduſtriebetrieben,
un verhältnismäßig große men des verfügbaren Kapitals
im ganzen Lande aufzuſaugen und bereitete dadurch einen Zu-
fammenbruch vor. Infolge des üblichen Kredits legten dis
Unternehmer in ihren Geſchäften ſtets ſehr viel fremdes Geld
an, daß ſie voneinander, von Banken und einzelnen Kapitaliſten
entlehnten. Da man beim erſten Anzeichen einer Kriſe den
Kredit ſchnell zurückzugiehen pflegte, ſo kam dieſe dadurch ge
wöhnlich nur um ſo ſchneller zum Ausbruch

Es war das Verhängnis Jhrer Zeitgenoſſen, daß ſie den Bau
ihres Wirtſchaftslebens mit einem Mörtel zuſammenfügten,
den ein Zufall jeden Augenblick in einen Sprengftoff verwan-
deln konnte. Sie befanden ſich in der Lage eines Mannes, der
ſein Haus mit Dynamit baut, denn nur damit läßt ſich der

d.

Kredit vergleichen
(Gauſehung folat
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An die deutſchen Zeitungsleſer!
as deutſche Zeitungsgewerbe hat in den letzten Monaten weiter die

ſchwerſten Belaſtungen erfahren. Zu der Erhöhung der Buchdrucker
löhne, der Angeſtelltengehälter u. ſ. f. ſind weitere ſehr weſentliche

Verteuerungen der Materialien getreten. Unter ſolchen Verhältniſſen kann die
deutſche Preſſe ihre Aufgaben fernerhin nur dann erfüllen, wenn ein auch nur
teilweiſer Ausgleich für die verteuerten Herſtellungskoſten gefunden wird,
Nach eingehenden Beratungen iſt der Vorſtand zu der Ueberzeugung gekommen,
daß eine allgemeine weitere Erhöhung der Bezugs und Anzeigenpreiſe zu
dieſem Zwecke nicht zu umgehen iſt.

Magdeburg, den 16. Juni 1919.
Der Vorſtand des Vereins

Deutſcher Zeitungsverleger E. V.

Die Zeitungen unſeres Verbreitungsgebiekes ſehen ſich aus oben ange
führten Gründen ebenfalls veranlaßt, die Bezugspreiſe vom 1. Jul. an
zu erhöhen.

Halle a. d. S., den 28. Juni 1919.,

Halliſche Allgem. Jeitung Halliſche Nachrichten
Halleſche Zeitung SaaleZeitung Volksblatt

Volksſtimme.

Allſtedter Jeitung, Arterner Anzeiger, Arterner Zeitung, Als
lebener Beobachter an der Saale, Bernburger Anhalter Kurier,
Bernburger Wochenblate, Bernburger General Anzeiger, Bitterfelder

Allg. Anzeiger, Bitterfelder Tageblatt. Cönnerſcher Anzeiger, Cöthener
Zeitung, Cöthener Tageblatt, Cölledaer Anzeiger, Deligtſcher
Zeitung, Delitzſcher Tageblatt, Eislebener Tageblatt, Eislebener
Zeitung, Eilenburger Neueſte Nachrichten, Eilenburger Tageblatt,
Eilenburger Zeitung, Freyburger Zeitung, Gerbftedter Bote,
Güſtener Anh. Bürgerzeitung, Gräfenhainichener Tageblatt, Hel
braer Anzeiger, Helbraer Zeitung, Heldrungener Unſtrut- und
Wipperbote, Hettſtedter Wochenblatt, Hettſtedter Zeitung, Jenaiſche
Zeitung, Jenger Volkszeitung, Jenger Volksblate, Kloſtermansfelder
Tageblatt, Lauchaer Unſtrutzeitung, Mansfelder Zeitung, Merſe
burger Korreſpondent, Merſeburger Tageblatt, Müchelner Bote
für das Geiſeltal, Naumburger Tageblatt, Nordhauſener Allgem.
Zeitung, Nordhauſener Zeitung, Querfurter Kreisblatt, Querfurter
Zeitung, Roßlebener Jeitung, Sangerhauſener Zeitung, Sanger
hauſener Kyffh. Zeitung, Sangerhauſcner GeneralAnzeiger, San
derslebener Zeitung, Weißenfelſer Tageblatt, Wernigeroder Tage
blatt, Wernigeroder Zeitung, Wittenberger Tageblatt, Wittenberger
Allg. Zeitung, Wieher Goldene Aue und Finne, Zeitzer Anzeiger,
Zeitzer Neueſte Nachrichten, Zeitßer Tageblatt, ZJeitzer Volksbote,

2

Das Volksblatt koſtet ad 1. Juli frei ins Haus 1.75 Mk.
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khnnen und doch leiſtungsfähiger ſein als die einzelnen Ge

Nr. 147. 30. Jahrgang.

Wie wir bereits berichteten, hat am 24. Mat im Berliner
Konferenz der Groß- Berliner

der U. S. P. D. ſagee

Rathausſaal eine

n Nachſtehendem geben wir das 2t ſtündige Re
noſſen Emanuel Wurm in ſeinen auptzügen wieder:

Seit dem 9. November iſt mancherlei Schutt auch la
eiklaſſenwahlrecht und das Hausbeſitzerprivileg und die Frauen haben

erhalten. Auf Grund der hierdurch bei
den Neuwahlen veränderten Zuſammenſetzung der Gemeinde

rbeiterklaſſe ihre Intereſſen
wirkſam wahrnehmen, wo ſie die Mehrheit errungen hat. Aber
die Gemeinden ſind r von der Landesgeſetzem in Preußen noch nicht den

meindeverwaltung hinweggeräumt worden, ſo das

endlich das Wahlr

nertretungen könnte vrun die

gebung, und dieſe trägt vor all
veränderten politiſchen Verhältniſſen Rechnung.

Bei Aufſtellung unſerer re haben wir i pig
ich iſt,danach zu fragen, was im Augenblick durchzuführen mög

ſondern nur prinzipielle Erwägungen dürfen Platz greifen.
Zur Grundlage unſerer Richtlinien muß die

ebung unſerer Partei die
r Parteikonferenz beſchloſſen

vrogram matiſche Kund
nen die am 6. März 1919 auf
wor von iſt. Darin heißt es:

„Die U. S. P. ſtellt fich auf den Boden des Räteſhſtems.
Sie unterſtützt die Räte in ihrem Ringen um die wirtſchaft
liche und politiſche Macht. ß

Sie erſtrebt die Diktatur des Proletariats, des Vertreters
der großen Volksmehrheit, als notwendige Vorbedingung für
die Verwirklichung des Sozialismus.

Erft der Sozialismus bringt die Beſeitigung jeder Klaſſen
haft die Beſeitigung jeder Diktatur, die wahre Demo
kratie.

Um dieſes Ziel zu erreichen, bedient ſich die U. S. P. aller
politiſchen und wirtſchaftlichen Kampfmittel, einſchließlich

der Parlamente.“

Dieſes Programm gilt auch für die Gemeindeverwaltung. Es unterſcheidet ſich von dem alten
Programm zunächſt ſchon durrh die Hineinarbeitung des Rät e
ſyſtem Wir verlangten in jener Kundgebung:

„Einordnung des Räteſyſtems in die Triaßung Ent
ſcheidende Mitwirkung der Räte bei der Geſetzgebung,
Staats und Gemeindeverwaltung und in den Betrieben.“

Zur Verwrklichung dieſer Grundſätze in der Gemeinde-
politik haben wir beſtimmte nächſte Forderungen aufzu
ſtellen. Ein Teil der Forderungen, die wir vor dem 9. Novem
ber vertreten haben, iſt durch Aenderungen der Geſetzgebung er-
füllt worden. Aber, wenn auch das Dreiklaſſenwahlrecht und
das Hausbeſitzerprivileg beſeitigt ſind, die Magiſtratsver-
faſſungen ſind beſtehen geblieben. Jn den 14 verſchiede-
nen Städte- bzw. Landgemeindeverordnungen Preußens iſt das
Zweikammerſyſtem feftgelegt und daran iſt noch nichts ge
ändert. Neben den aus allgemeinen Wahlen hervorgegangenen
Gemeindevertretungen beſtehen die Magiſtrate oder Schöffen
unverändert weiter. Und wenn ſie auch ebenſo wie der Bürger
meiſter (Gemeindevorſtand) von den Gemeindevertretungen ge-
wählt werden, ſo ſtehen ſie doch über den Gemeindevertretun
gen, da deren Beſchlüſſe von den Magiſtraten genehmigt wer-
den müſſen, ſo daß dieſen gegenüber die Stadtverordnetenver-
ſammlung bzw. Gemeindevertretung ohnmächtig iſt. Das muß
beſeitigt werden, und zwar ſchleunigſt. Verſprechungen ſind
von der jetzigen preußiſchen Regierung zwar ſchon lange ge
macht worden, aber geſchehen iſt noch nichts. Es wurde einge
wendet, es ſei ſchwierig, die verſchiedenartigen preußiſchen
Städteordnungen ineinander zu arbeiten. Das wollen wir
aber gar nicht, ſondern es muß etwas völlig Neues geſchaffen
werden. Ohne grundlegende geſetzliche Neugeſtaltungen iſt
es nicht möglich, die Intereſſen der Arbeiter genügend wahr-
Zunehmen. Deshalb ſtehen an der Spitze unſeres Programms
die Forderungen, die wir an den Staat zu ſtellen haben,
ſo lange wir uns in der heutigen Uebergangszeit befin-
den. Die erſte Forderung iſt:

Durch Staatsgeſetz ſind die Gemeinden als öffentlich-recht
licher Verband ihrer Einwohner zur Wahrung der Ge
meindeintereſſen anzuerkennen und mit den für ihre Auf-
gaben erforderlichen Rechten, insbeſondere dem der örtlichen
Polizei, der Enteignung und der Erhebung von pro-greſſiven Zuſchlägen zu den ſtaatlichen Beſitz ſteuern
auszuſtaten.

Jch ſchlage alſo vor, die Bedingung des Bürgerrechts
für die Wahlbeteiligung ganz fallen zu laſſen. Bei dem häu-
figen Wechſel des Wohnorts, zu dem namentlich der Arbeiter
vielfach gezwungen wird, iſt es ein Unrecht die Ausübung
ſeines Wahlrechts an die Bedingung eines längeren Aufent
halts knüpfen zu wollen; es genügt, wenn er c Zeit der Auf
ſtellung der Wählerliſte Einwohner der Gemeinde iſt.

Ferner muß die Gemeinde mit den für ihre Aufgaben erfor
derlichen Rechten ausgeſtattet werden und nicht wie heute
ſtets unter der Vormundſchaft der Staatsbehör-
den ſtehen, insbeſondere muß ſie ihre örtliche Polizei ſelbſt
ausüben können; die ehemaligen königlichen Haupt und Reſi-
denzſtädte dürfen heute zwar die Polizei bezahlen, aber die
St igewakt ſelbſt auf wirtſchaftlichen Gebieten beſitzt der

aa
Daß das Steuerrecht der Gemeinden weſentlich erwei-

tert werden muß, werde ich ſpäter noch darlegen; hier iſt es
nur erwähnt, weil ohne Aenderung der ſtaatlichen Geſetz
gebung die Gemeinden völlig hilflos gegenüber den gewaltigen
Bedürfniſſen der Gegenwart und Zukunft bleiben würden.

Die zweite Forderung geht dahin:
Der Staat hat den Gemeinden volke Selbſtverwal-

tung zu gewähren, alſo auch das Recht zum Zuſammen
ſchluß benachbarter Gemeinden zu Einheitsgemein-
den oder zu Verbänden zwecks Durchführung gemein-
ſamer Aufgaben.

Was bisher Selbſtverwaltung genannt wurde, war ein
Märchen, ſchon wegen des Beſtätigungsrechtes der Regierung
für die von der Gemeindevertretung gewählten Magiſtratsmit-
glieder. Auch beſitzt die Regierung das Recht, falls ein Ein
kommenſteuerzuſchlag von mehr als 100 Prozent erhoben wer-
den ſoll, dies zu verbieten und Aenderungen im Etat vorzu
nehmen.

ur vollen Selbſtverwaltung gehört aber auch das Recht der

Gemeinden, ſich zu h r oder zu Veränden zuſammenzuſchließen. Das beſtehende Zweckverbands
geſetz hat dieſe notwendige Entwicklung nicht e ſondern
gehemmt. Die Gemeinden müſſen das Recht erhalten, die Auf-
gaben ihrer Verbände nach eigenem Ermeſſen ſelbſt zu beſtim-
men. Und nicht nur Verbände für beſtimmte Aufgaben
ſollen gebildet werden können, ſondern der Zuſammenſchluß zu
großen leiſtungsfähigen Einheitsgemeinden muß er-
möglicht werden, wie z. B. die e notwendige und viel zu
lange verzögerte Schaffung eines GroßBerlin Wir ver-
langen hierbei eine zentrale Leitung und dezentrale Ausfüh-
rungstätigkeit. Der Plan einer ſogen. Verbandsgemeinde, den
Oberbürgermeiſter Dominicus vertritt, würde den einzelnen
Gemeinden eine zu große Selbſtändigkeit laſſen und die Jnter-
eſſen der Proletarierbezirke dadurch hinter denen der wohl-
habenden Vororte in den Hintergrund drängen, ſtatt We
ein Laſtenausoleich im Intereſſe des Proletariats herbeigeführt
wird. Eine Einheitsgemeinde würde ſparſamer wirtſchaften

Beilage zum V

Anſer Kommunalprogramm.
rat des Ge

meinden, und die notwendigen Vorbedingungen für eine ſtn
faſſende Kommunaliſierung ſchaffen.

ür die Organiſation der Gemeindeverwaltung
kommen für uns folgende Geſichtspunkte in Betracht

Wie in der r i m t e Erklärungunſerer Partei vom 6. rz d. J. zum Ausdruck kam, be-
dienen wir uns zur Erreichung unſeres Ziels ſowohl
der Parlamente als der Arbeiterräte. Dieewählte Gemeindevertretung (Stadtverordnetenverſamm-
ung) iſt die geſetzgebende Körperſchaft. hre Bechlüſſe und gahnahmen werden durch Ausſchüſſe des

ommunalen Arbeiterrats kFontrolliert; letzterer
entſcheidet bei Meinungsverſchiedenheiten. Namentlich ſollen
dieſe Ausſchüſſe die Ausführung der Beſchlüſſe über-
wachen, was gegenüber den bureaukratiſchen Gepflogenheiten
mancher Verwaltungsbeamten ſich als ſehr erſprießlich er
weiſen würde. An Stelle der jetzigen Magiſtrate tritt der
Gemeindeausſchuß, der von der Gemeindevertretung
nach den grira der Verhältniswahl gewählt wird,
die Aufgaben der bisherigen Magiſtrate übernimmt, ohne
aber deren Vorrechte zu erhalten. Der Gemeindeausſchuß
iſt lediglich ein ausführendes Organ und ſein Vor-
n hat nicht, wie bisher der Bürgermeiſter, beſon-
eren Rang, ſondern iſt der Erſte unter Gleichen. Augen

blicklich ſchweben die kommunalen Arbeiterräte mehr als
je in der Luft. Sie ſind zwar durch ausdrückliche Ver
ordnung der preußiſchen Regierung vom 16. November
1918 eingeſetzt worden. Und bei den Wahlen konnten wir
an allen leſen, daß ſie in der Verfaſſung
„verankert“ werden ſollen. Sie ſcheinen aber im Triebfand
verankert worden zu ſein. Landräte, Bürgermeiſter und
ſchließlich auch Miniſter beeifern ſich jetzt, die kommunalen
Arbeiterräte zu beſeitigen. Auf das Andrängen der reak-
tionären Vereinigung, die ſich Bürgerrat von Groß-Berlin
nennt, hat der Miniſter des Jnnern erklärt, daß die Ent-
ſcheidung über die Fortdauer der kommunalen Arbeiterräte
nach Durchführung der Neuwahlen der Gemeindeverwal-
tung zuſtehe, die das geſetzliche Kontrollorgan der Ge-
meinde iſt. Dieſe Erklärung des Miniſters iſt vollkommen
unzutreffend, denn in der Verordnung vom 16. November
iſt kein Wort davon enthalten, daß die Exiſtenz der kom
munalen Arbkiterräte an die Zuſtimmung der Gemeinde-
verwaltung geknüpft iſt. Einige Gemeinden mit reaktio-
närex Mehrheit weigern ſich bereits, die Entſchädigung für
die Arbeiterräte zu zahlen. Unſere Genoſſen im preußi-
ſchen Landtage werden darauf die Antwort geben.

Für uns bleibt es dabei: wir erkennen die kommunalenArbeiterräte als notwendiges und nütliches Kontroll-
organ an.

ie in den kommunalen Körperſchaften Tätigen zu ent-
ad en iſt eine Selbſtverſtändlichkeit. Ehrenamtlich tätig
ein kann nur, wer auf andere Weiſe ein ausreichendes

Einkommen bezieht, und ſo viel freie Zeit dabei übrig be-
hält, de er ein unbeſoldetes Amt bekleiden kann das
iſt für die Arbeiter zumeiſt unmöglich. Auch iſt die er-
forderliche Zeit ſehr groß. Sind doch allein in der Stadt
Berlin an zwanzigtauſend Männer und Frauen ehren-
amtlich tätigl

Selbſt wenn die kommunale Tätigkeit entſchädigt und da
durch der arbeitenden Bevölkerung im weiteſten Umfang
ermöglicht wird, auf dieſem Gebiete mitzuwirken, werden
immer noch politiſch nicht zuverläſſige Hilfskräfte dabei
ſein, und ſchon deshalb iſt eine ſcharfe Kontrolle durch die
Arbeiterräte notwendig. Denn die beſten Beſchlüſſe werden
durch den Widerſtand der Verwaltungsorgane wirkungslos.
Und die Verwaltungsorgane ſind heute zumeiſt die gebore-
nen Feinde der Arbeiterklaſſe. Jhnen müſſen wir die kom-
munalen Arbeiterräte als Gegengewicht zur Seite ſtellen.

Allerdings, die Anhänger des reinen Räteſyſtems wer-
den mit meinen Vorſchlägen nicht zufrieden ſein. Da ichmich jedoch durch die Beſchlüſſe des Parteitags für gebunden

halte und überdies noch nirgends ein klares Gebäude von
der reinen Räteverfaſſung gezeichnet worden iſt, müſſen wir
uns mit der angedeuteten Löſung begnügen und alleſamt
nach Kräften am weiteren Ausbau dieſer Jdee mitarbeiten.

Den zweiten Teil der Richtlinien bilden unſere
Forderungen an die Gemeinden. Die Frage,die ſich hier am entſchiedenſten in den Vordergrund drängt,
iſt die, nach der Ausbringung der Mittel zur Durchfüh-
rung all der Forderungen, die wir im Allgemeinintereſſe
aufſtellen müſſen. Schon im Jahre 1909 bei der Beratung
des alten Kommunalprogramms wurde geſagt, wir hätten
kein Geld, um es zu verwirklichen. Darauf habe ich er
klärt, daß wir uns mit unſeren Forderungen nicht nach
der Decke zu ſtrecken hätten, ſondern nach dem zu richten,
was notwendig c die Mittel dazu ſind zu beſchaffen, aber
nicht im kapitaliſtiſchen Staate. Auch unter den gegen
wärtigen politiſchen Verhältniſſen können wir nicht an
eine volle Durchführung unſerer Forderungen denken, bevor
nicht eine grundlegende Umgeſtaltung unſeres Wirtſchafts
lebens erfolgt iſt. Durch Steuern allein ſind die notwen-
digen Ausgaben nicht zu decken. Ganz ab eſehen von den
Forderungen der Entente, ſind durch den Krieg die Laſten
derart geſtiegen, daß im Reich, Staat und Gemeinde 24
Milliarden Einnahmen im Jahre gebraucht werden. Das
Einkommen des deutſchen Volkes betrug jedoch ungefähr 30
Milliarden. Es würden alſo durchſchnittlich 80 Prozent
davon hinweggeſteuert werden müſſen, um den jetzigen Be
darf zu decken, bei dem unſere Forderungen noch nicht ein
mal berückſichtigt ſind. Nun geht es aber nicht an, Leuten
mit kleinem Einkommen einen ſo erheblichen Teil davon
wegzuſteuern. Da aber die Zahl der großen Einkommen
u gering iſt, um den in den unteren Stufen ausfallenhen Betrag zu decken, kann nur der Sozialismus die für

die Maſſe der Bevölkerung erforderlichen Einrichtungen auch
in der Gemeinde ſchaffen. Soweit aber innerhalb der
kapitaliſtiſchen irtſchaft Steuern zu erheben ſind,
fordern wir:

Steuern ſind nur zu erheben als progreſſiv geſtaffelte
Zuſchläge zu denjenigen Steuern des Reiches oder Staates.
welche Einkommen, Vermögen oder Erbſchaft
treffen, ferner Grundſteuer, Gebäude- und Bau
platzſteuer, wobei durch ausreichende Wohb-
nungsfürſorge die r t auf den Mieter ver-
hindert werden muß. Andere Steuern kommen nur
inſoweit in Betracht, als ſie die minderbemittelte Be
völkerung nicht belaſten.

Bei jeder Steuer muß man ſich klar ſein, daß ſie von dem
wirtſchaftlich Schwächſten getragen wird, wenn ſie auf ihn ab-
gewälzt werden kann. Dies trifſt beſonders auf die indirekten
Steuern auf Lebens und Genußmittel zu. Die Grundſteuer iſt

war eine indirekte Steuer, wirkt aber wie eine direkte wenn ſie
r Grundbeſitzer tragen muß. Freilich. ſobald Wohnungs-

mangel herrſcht, wird ſie der Hauseigentümer ohne weiteres
auf den Mieter abwälzen. Mit der Aufhebung beſtehende
Stenern dieſer Art muß man ſehr vorſichtig ſein, weil dies ein
blankes Geſchenk an den Grundbeſitzer ſein kann, wenn man
nicht gleichzeitig den Vermieter zwingen kann, die Mieten ent-
ſprechend zu ermäßigen. Die Gemeinden ſtehen auch in bezug

auf Sieuererhebung mit gebundenen Händen da. Das Kom
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münalabgabengeſetz Preußens von 1893 erlaubt nur Zuſchlä
zur Einkommenſteuer, nicht zu anderen Beſitzſteuern. Luxu
ſteuern aber, wenn ſie wirkliche Luxusſteuern ſind, bringen
nichts ein, weil die Zahl der Beſteuerten klein iſt, und alle
anderen ſind nur ſcheinbare Luxusſteuern und bedrücken als
indirekte Steuern die ärmere Bevölkerung.

Andere Einnahmen können die Gemeinden ſich durch Ueber
nahme ſelbſtändiger Wirtſchaftsbetriebe verſchaffen, deren
Ueberſchüſſe in den Gemeindeſäckel fließen. Aber auch dieſe
Einnahmen dürfen nicht auf Koſten der ärmeren Bevölkerung
erzielt werden.

Deshalb ſage ich in den Richtlinien:
Gemeindebetriebe dürfen nur, ſoweit ſie nicht allgemein

notwendigen Bedürfniſſen dienen, Preiſe oder Gebühren be-
rechnen, bei denen Ueberſchüſſe erzielt werden.

Hier ſtanden ſich in der alten Partei zwei Richtungen gegen
über. Lindemann vertrat den Standpunkt, daß der „Kom
munalſozialismus“ keine Ueberſchüſſe abwerfen dürfe, während
die Gemeindevertreterkonferenz von 1909 „mäßige Ueberſchüſſe
billigte. Auf jeden Fall ſind alle Unternehmungen gebührenfret
zu halten, welche der öffentlichen Sicherheit, der Volksgeſundheit
und der Fürſorge für die Arbeiter dienen. Berechtigt aber iſt
der übliche Gewinn bei ſolchen Betrieben, die nur beſtimmten
Benutzern zugute kommen, wobei für Minderbemittelte Preis-
ermäßigungen einzuführen ſind, z. B. bei den Straßenbahnen
durch Arbeiterfahrkarten.

Unter den wirtſchaftlichen Aufgaben der Ge
meinde ſteht an der Spitze die Kommunaliſierung von
Betrieben. Die Richtlinien ſtellen hier folgende Forde-
rungen auf:

Alle gewerblichen Unternehmungen, die allgemein not
wendigen Bedürfniſſen der Gemeinde dienen, ſind ausſchliefßz
lich von der Gemeinde zu betreiben, ſoweit ſie nicht von einem
größeren Verband (Reich, Staat oder Bezirk) bereits ſoziali
ſiert ſind, insbeſondere
a) die Verſorgung mit Waſſer, Gas, Elektrizität, Brenn

ſ material;
b) das Verkehrsweſen Perſonen und Frachtbeförderung

durch Fuhrwerke, Straßenbahnen, Kleinbahnen) und zwar
innerhalb des Gemeindebezirks als auch in ſeiner näheren
Umgebung;
Srzeugung, Beſchaffung, Lagerung, Verarbeitung und
Vertrieb von Nahrungs- und Gennßmitteln durch Märkte
und Markthallen, gemeindliche Milchverſorgung, Bäcke
reien, Verſorgung mit Vieh, Vieh und Schlachthöfe,

Schlächtereien, Brauereien, Speiſehäuſer:
d) Herſtellung von Gegenſtänden des Bedarfs der Gemeinde

verwaltungen;
e) Druckerei-, Jnſeraten- und Anſchlagsweſen;
1) Arbeitsnachweis;

g) Geldverkehr durch Gemeindeſvarkaſſen;
h) Feuerverſicherung;

Apotheken;
k) Beſtattungsweſen.

Das von der Sozigliſierungstommiſſion entworfene Pro
amm, das von der Reichsregierung noch immer nicht der
Nationalverſammlung vorgelegt wurde, habe ich dahin er
weitert, daß ich vorſchlage, auch die Herſtellung von Gegen
ſtänden des Bedarfs der Gemeindeverwaltungen in eigenen Ve
trieb zu übernehmen, alſo alle die Materialien zum Ban von
Häuſern die Einrichtungen der Amtsgebäude, Schulen, Kran
kenbäuſer und dergl. mehr. Ferner befürworte ich das Monopob
der Gemeinde für das Jnſeraten- und Anſchlagweſen. Die
Uebernahme des Jnſeratenweſens würde mit einem Schlage den
die kapitaliſtiſchen Jntereſſen vertretenden Zeitungen, die
hauptſächlich ihre Einnahmen aus den Anzeigen ziehen, unmög
lich machen, ſo wie jetzt den Arbeiterblättern, denen ſolche
Inſerate nicht zufließen, unlautere Konkurrenz zu bereiten.
Außerdem können die Gemeinden ſich hierdurch und ebenſo durch
die von mir vorgeſchlagene Feuerverſicherung und den Geldver
kehr durch die Sparkaſſen große Einnahmen verſchaffen.

Zu o hat der Krieg deutlich genug gezeigt, wie notwendig die
Sozialiſierung auf dieſem Gebiete iſt. Die Gemeinden haben
in Zukunft die Verpflichtung, die Nahrungsmittel in weiteſtem
Umfange auch ſelbſt zu produzieren und ohne verteuernden
Zwiſchenhandel den Verbrauchern zugänglich zu machen.

Man wird vielleicht einwenden, wenn bei der Kommunalie
ſierung beachtet werden ſoll, daß keine indirekte Beſteuerung bei
der Preisbildung entſteht, welcher Vorteil ſpringt dann für die
Gemeinde heraus? Denn, läßt man dem Unternehmer den Be
trieb, dann kann man das Einkommen, welches er daraus zieht
wenigſtens beſteuern.

Dem iſt entgegenzuhalten: Sozialiſiert wird nicht, um Profite
zu machen, ſondern um durch Zuſammenfaſſung der Wirtſchaft
unter Anwendung techniſch höchſter Vervollkommnung die Pro
dukte zu verbilligen. Dadurch, daß die Preiſe auf dieſe Weiſe
herabgemindert werden, wird die Lebenshaltung der arbeiten
den Bevölkerung gehoben und das eſt das erſtrebte Ziel.

Die Richtlinien fordern ferner die Kommunaliſie-
rung des Wohnungsweſens.

a) Die Gemeinden haben darauf hinzuwirken, daß ſie den
geſamten Grundbeſitz ihres Bezirkes, ſowie die auf
ihm befindlichen Gebäude erwerben, um ſie gemeinnützig
zu verwalten.

b) Für die genügende Anzahl von Wohnungen
iſt durch Eigenbau zu ſorgen, wobei geſunde Beſchaffen-
heit und Schönheit der Häuſer und Wohnräume zu berück
ſichtigen, ſowie die für gemeinſchaftliche Bewirtſchaftung der
Bewohner erforderlichen Einrichtungen (insbeſondere ge-
via Koch, Waſch und Badeeinrichtungen) zu treffen
ind.

Für Ledige ſind beſondere Ledigenheime zu errichten.
c) Die Wohnungsaufſicht und Wohnungsvermittlung unter

ſteht gemeindlichen Wohnungsämtern; ſie habenVorſchriften über Mietpreiſe, Beſchaffenheit und Kündigung
der Wohnungen und die zuläſſige Zahl ihrer Bewohner zu
erlaſſen.

Durch den Krieg hat die Bautätigkeit derart geſtockt, d
überall, in Stadt und Land, Wohnungsnot herrſcht. Staat un
Reich müſſen ſchleunigſt durch Geſetz den Gemeinden die Mög
lichkeit ſchaffen, den Wohnungsbau zu kommunaliſieren. Denn
nicht allein an den Gemeindeverwaltungen liegt es, wenn hier
nicht energiſch durchgegriffen wird. Ohne ein die Jntereſſen
der Volksmaſſen wahrendes Enteignungsrecht iſt nichts zu er
reichen, denn Grund und Boden müſſen zum gemeinen Wert be
ſchlagnahmt werden können, dies iſt die erſte Vorausſetzung für
die Kommunaliſierung. Müßten die Gemeinden die Grund-
ſtücke zu den jetzt üblichen Preiſen kaufen, dann wäre dies nur
von Vorteil für die Grundbeſitzer, nicht für die Kommunaliſie-
rung. Die Forderung von Einrichtungen für die gemeinſchaft
liche Bewirtſchaftung iſt von Bebel bereits in ſeiner „Frau“ er
hoben worden. Es iſt Verſchwendung von Zeit, Kraft und Ma
terial, wenn jeder ſein Süppchen für ſich kocht, ſeine Wäſ
wäſcht uſw. Maſſenſpeiſungen brauchen durchaus nicht ſo ſchl
zu ſein wie heutzutage, wo es an allem fehlt. Die Maſſen
fpeiſungen in guten Hotels und Reſtaurants beweiſen, wie

Qualität darunter zu leiden braucht.
e Löſung der Wohnungsfrage ſchließt zugleich die Löſung

wichtiger anderer Fragen ein. Die Volksgeſundheit wird ge
hoben, die ſittliche Verwahrloſung dex Kinder eing

cent
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r dungen Artuß mit dem Bau neuer Wohnungen raf egangen werdenAllerdings dildet bier der gegenidärti umateriin e ihnen a 9 an rialu alpolitiſchem Gebiet haben die Gemeind(ſoweit nicht durch Reich oder Staat ausreichende Einige
geſchaffen ſind) ſich in folgender Weiſe zu betätigen:

1. Die Gemeinden haben Arbeitsämter zu T
welche die ſozialpolitiſchen Intereſſen im Gemeanſäſſigen Arbeiter, und zwar der e wie e

ar d rivatunternehmungen unter Mitwirkung der Arbeiterräte wahr
nehmen. insbeſondere durch Arbeitsnachweiſe, Ar
beitsſtatiſtik. Erwerbslofenfürt ehe an n orge. AusAuch haben ſie die den Gemeinden Durcchfüh
rung der Arbeiter ſchutßbeſtimmungen unter itwirkung der
Betriebsräte zu überwachen

2. Die Lohn und Urbeltsbedingungen inGemeindeunternehmungen und bei Aufträgen der Ge
meinden an Privatunternehmer (Submiſfionen)
müſſen den durch die z ändigen Arbeitervertretungen
feſtgeſetzten Bedingungen ent ſprechen.

Dieſe Aufgaben brauche ich dier nicht näherläutern, ſie entſprechen den alten Forderungen ber S jet-
demoktatie, nur daß wir jetzt die Mitwirkung e r
Betriebsräte verlangen.

Beſonders erwähnt muß noch werden, da gerade gegen
w wieder die angebliche Aufrechterhaltung von Ruhe
und Ordnung als Mittel zur Durchführung regktionärerarbeiterfeindlicher Pläne benutzt wird, da er Sicher
keit ien ſt in den Gemeinden ausſchließlich durch ſie
elbſt durchzuführen iſt. Die Richtlinien fordern:

Der Sicherheitösdienſt der Gemeinde iſt allein durch an
geſtellte Sicherhertsmannſchafſten und unter Beſchränkung
auf nur polizeiliche Zwecke auszuüben.

Die jetzt vielfach von bürgerlicher und militäriſcher
Seite begünſtigten Einwohnerwehren müſſen wir ablehnen.
Eine Neuregelung bringen die Richtlinien auf dem Ge-

biete der Wohlfahrtspflege durch Errichtung eines
Wohlfahrtsamts.

Die geſamte gemeindliche wie private Wohl
fahrtspflege iſt einem Wohlfahrtsamt zu unter
ſtellen, deſſen Aufgabe die Jugendpflege und die Armen
pflege iſt.

Der bisherigen Armen- und Waiſenfürſorge haftet der
Makel des Almoſens an. Wir fordern das Hilfewerk als
ſoziale Pflichterfülkung der Gemeinden und als
ein Recht der Pfleglinge. Deshalb ſind auch die Bezeich-
nungen Anſtalt und Haus erſetzt durch das trauliche Wort:

eime. Die Aufgabengebiete des Wohlfahrtsamts gliedern
ſich in ein Jugendamt für Pflege und r aufſichtsloſer und gefährdeter Kinder und Jugend-
licher bis zu ihrer Vollfährigkeit. in Waiſenpflege,
Armenpflege und Altersheime.

Selbſtverſtändlich brauchen kleinere Gemeinden nicht einen
ſolchen bis ins einzelne gegliederten Verwaltungsapparat.
Aber der Grundgedanke, daß die Fürſorge für Jugendliche,
Waiſen, Arme und alte Leute als eine Wohlfahrts-
einrichtung zu betrachten iſt, muß überall zum Ausdruck
kommen. Weſentlich iſt auch, daß zur Pflege auch Aerzte,
namentlich Nervenärzte, herangezogen werden, denn ein nicht
unbeträchtlicher Teil der Fürſorgezöglinge iſt erblich be
laſtet mit nervöſen Störungen, die nur von geſchulten
Pſychiatern und Neuropathen erkannt und gebeſſert werden
können.

Gewaltige Aufgaben erwachſen gerade ſetzt. wo das
arbeitende Volk endlich ſich den Weg bahnt, um für ſeine
Klaſſenintereſſen zu wirken, auch den Gemeinden auf dem
Sebiere der Erziehung und Bildung. Das Schul
weſen bedarf einer Umgeſtaltung von Grund auf. Unſere
alte Forderung der weltkichen Einheitsſchule, des Aufſtiegs
jedes Begabten ohne Rückſicht auf ſeine Vermögensverhält-
niſſe, die wiſſenſchaftliche Kirchbildung der Lehrer und des
Unterrichtsſyſtems, das alles ſind dringende Aufgaben, um
aus dem bisherigen Aſchenbrödel Volksſchule eine wirkliche
Bildungsanſtalt für die Kinder des Volkes zu machen. Zu
ſammengefaßt ſollen die Aufgaben werden durch ein Er
iehungsa m Schaffung Pflege und Ausgeſtal-

ung der für die körperliche und geiſtige Ausbildung der
Jugend erforderlichen Einrichtungen.

Daß die jetzige Regierung ſogar auf dieſem Gebiet alter
m Forderungen verſagt und mit der Beſeitigung
es Religionsunterrichts und der geiſtlichen Schulaufſicht

nicht energiſch ernſt macht, iſt beſchämend. Wir fordern,
ß nur die Wiſſenſchaft zu entſcheiden hat, ob und wie

das Wiſſen zu verbreiten iſt. Deshalb fordern die Richt
linien auch die Heranziehung wiſſenſchaftlicher Gutachter bei
allen pädagogiſchen Fragen und daß nur dem beggabten,
nicht aber dem unbegabten Zahlungsfähigen Beſuch höherer
Schulen geſtattet ſein ſoll.

Für die Bildung Erwachſener ſtellen die Richt
linien auf, die jetzt endlich der Erfüllung ent
gegengehen können und müſſen.

ine ſorgfältige Ausgeſtaltung erfordern auch die Einrich
tungen der Gemeinden auf dem Gebiete der Geſund
heitséspflege, die ſich in die Aufgaben für Geſunde
und Kranke gliedern und gemeinſam von Geſundheit s-
ämtern überwachit werden.

Bei der Fürſorge für Kranke fordert das Erfurter
Programm der Sozialdemokratie von 1891 Unentgeltlichkeit
der ärztlichen Hilieleiſtung einſchließlich der Geburtshilfe
und der Heilritiel.“ Die jetzige Ausdehnung der Kranken-
verſicherung mocht es erforderlich. daß die Unentgeltlichkeit
der Hilſeleiſtung nur für unbemitterte Nichtver-
ſicherte gefordert wird, ſolange nicht durch Reich oder
Staat ausreichende Fürſorge für alle Kranken getroffen iſt.
Außer Krankenhäuſern iſt für Ambulatorien, Geneſungs-
und Erholungsheime, Heime für Lungenkranke, Trunk-
ſüchtige, Sieche, Nervenkranke Sorge zu tragen, und die
unentgeltliche ärztliche Vehandlung und Krankenpflege hat
ſich auch auf die in ihrer Wohnung verbleibenden Kranken
zu erftrecken.

Weitere Aufgaben der Geſundheitsämter ſind die
Seuchenbekämpfung, die Nahrungsmittel-unterſuchung, das Reinigungsweſen und das
Beſtattungsweſen.

Dies ſind in großen Zügen die Grundſätze, die mich bei
Aufſtellung der Richtlinien leiteten. Demnächſt werde ich
in einer Broſchüre auf die Einzelheiten der Durchführun
diefes Programms eingehen. ie Richtlinien ſin
bereits bei der Verlags geſellſchaft Freiheit erſchienen.

Jn den Gemeindevertretungen, denen jetzt eine ſo große
Anzahl neuer Mitarbeiter aus unſeren Reihen n
iſt. bedarf es einer ſorgfältigen und grundfätzlichen Prüfung
der großen und weiten Gebiete, auf denen wir für die
Intereſſen der Arbeiterklaſſe rig G müſſen. öchten
dieſe Richtlinien den Genoſſen un enoſſinnen eine Hilfe
in ihrem verantwortungsvollen Amte werden und bieten.

Verantwortlich für Politik und Darteinachrichien: Kar Vocz für Hag
und Saalkreis und für Aus der Provinz: Gottlieb Kaeparef; für Anzeigen
Hermann Schade; Verlag Vollsblatt G. m. d. B. Drug: Halle We G. noſſen
ſchaftobnchderuckerer, G. m. v. H., ſämtlich w Halle.
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neſt u zu gering. Deshalb

ſammelt, welche Ledebour mit großer Freude begrüßte

LedebourProzeß.
Do Freiſpruch Ledeboura

Von Felix Halleer Montag Hielt Ledebour ſeine Schlußrede. ging
weit über den Rahmen einer gewöhnlichen Prozeßverteidigung
inaus. Nach einer ſcharfen Abrechnung mit den per önlichenreefen der Staatsanwaltſchaft, kam dedebout auf be aller

wahren Kultur widerſprechenden Gerichtsgebräuche in der De
handlung der Unterſuchungsgefangenen und Angeklagten zu
ſprechen. Trotz aller Hinderungsverſuche des Vorſitzenden
forderte er Reformen dieſer Zuſtände und des geſamten Straf
prozeſſes, den er auf Grund ſeiner jetzigen Erfahrungen auf
das Vernichtendſte mit beißender Jronie kritiſierte. Zum
Schluſſe kommt Ledebour dann auf die politiſchen Zwecke der
revolutionären Aktion. Mit aller Deutlichkeit zeigte er, daß
wahre Liebe zum eigenen Volke mit den Grundfätzen des So
zialismus übereinſtimmen. Die Erlöſung des deutſchen Volkes
aus den Sklavenketten der Ententeimperialiſten kann nur die
Weltrevolution bringen.

Nach dem dreiſtündigen Schlußworte Ledebours trat die
Mittagspauſe ein. An die Mittagspauſe ſchloß die Rechts
belehrung des Vorſitzenden an, die eineinhalb Stunden dauerte.
Es muß anerkannt werden, daß die Ausführungen des Vor
ſißenden, im Gegenſatz zu ſeiner Verhandlungsleitung, wäh-
rend der Beweisaufnahme, im weſentlichen objektiv und ein
gehend waren. Auf dieſe Art war die Rechtsbelehrung eine
vernichtende Kritik der Anklage, und man muß über die Drei-
ſtigkeit und politiſche Urteilsloſigkeit ſtaunen, mit welcher
dieſe Anklage erhoben worden iſt. Nach der Rechtsbelehrung
wurde Ledebour in das Gefängnis zurückgeführt. Die Bera-
tung der Geſchworenen war kurz. Schon nach einer halben
Stunde kehrten ſie in den Saal zurück, und der Obmann ver
kündete den Spruch der Geſchworenen. Sämtliche Schuld-
fragen nach Landfriedensbruch, Aufruhr, Bildung eines be
waffneten Haufens, Nörigung von Beamten und Dynamit-
verbrechens wurden verneint. Der Spruch der Geſchwore
nen wurde von den zahlreich anweſenden Genoſſen mit lebhaf
tem Beifall aufgenommen. Ledebour wurde in den Saal
zurückgerufen und ihm der Spruch verleſen. Darauf ſpricht das
Gericht Ledebour von der Anklage frei und legte ſämtliche
Koſten des Verfahrens der Staatskaſſe auf. Gleichzeitig wurde
der Haftbefehl gegen Ledebour aufgehoben.

Rechtsanwalt Dr. Roſenfeld Wie mir von Zeugen
mitgeteilt worden iſt, hat ein Offigzierin Zivil hier im
Saal heute geäußert, daß Ledebour im Fall eines
Freiſpruchs um die Ecke gebracht würde und den
Verteidigern würde es ebenſo ergehen. Jch bitte den Vorſi
den, uns zum Schutze zwei Gerichtsdiener mitzugeben.

Vor dem Gefängniſſe
große Anzahl von Genoſſen atzge

Vorſitzende gibt dieſem Antrage Folge.
hatte ſich inzwiſchen eine

Oas Schlußwort Ledebours.
23. Verhandlungstag.

Gleich nach Eröffnung der Verhandlung erhält Ledebour
das Wort. Lede our: Meine Herren Geſchworenen
Meine Herren Verteidiger haben in dankenswerter Weiſe mir
alle die juriſtiſchen Auseinanderſetzungen abgenommen und
nach meiner Ueberzeugung mit Gründen den
Verſuch der Staatsanwaltſchaft, eine An lage gegen mich zu
konſtruieren, zunichte gemacht. Trotzdem bleibt mir noch
einiges zu ſagen übrig und zwar nach zwei Richtung a. Es
e ja gewiſſe Dinge, Erwägungen, die nur von mir allein auf

rund meiner Erfahrungen und perſönlichen Beobachtungen
vorgebracht werden können. Jch habe auch gewiſſe rein per
ſönliche hrenkränkende Angriffe der Staatsanwaltſchaft und
in einem Punkte die eines Zeugen zurückzuweiſen, deren Wider
legung mir durch Gerichtsbeſchluß in der Beweisaufnahme un
möglich gemacht worden war. Ich habe dann darüber Kuskunft

u geben, wie ich meine ganze politiſche Tätigkeit, die zu dieſem
rozeſſe geführt hat, n welche Gründe ich gehabt und

welche Zwecke ich verfolgt habe und noch ſetzt verfolge. Was
die rein perſönliche Seite der Sache betrifft, ſo müſſen aller
dings ſolche Perſonen. die geglaubt haben, daß ich hier mit
einer Armenſündermiene auf der Anklagebank Platz nehmeund dann die Bemühungen der amtlichen urd wider
ſtandslos über mich ergehen laſſen werde, die müſſen arg ent
tänſcht worden ſein. ieſe Enttäuſchung iſt in einer wahren
Flut von Schimpfartikeln in einer Anzahl von Preßorganen
u Tage getreten. Jch mußte zu meinem Bedauern erkennen,
aß ſich die Staatsanwälte in einem Punkte von u Hetze

reien gegen mich haben beeinfluſſen laſſen und T
gen mich ergriffen haben. Jch ſtehe hier nicht freiwillig als

ngeklagter. Dieſe Auseinanderſetzung habe ich nicht ge
ſucht. ſie iſt mir aufgezwungen. Nachdem ich aber dieſen Kampf
führen muß. habe mir vorgenommen, den Kampf aufzu
nehmen und alles aufzubieten, um ihn zu einem guten Ende
zu führen. Dazu war es vor allem nötig, daß ich mich be
mühte, die rein phyſiſche Kraft dafür zu bewahren, um einen
mehrwöchigen Kampf Tag für Tag führen zu können. Das
iſt als Unterſuchungsgefangener in meinem Alter nicht leicht.
Sie ſind nicht im Gefängnis geweſen, Sie wiſſen nicht, wie die
Gefangenen. beſonders die Unterſuchungsgefangenen, malträ-
tiert werden. Schlimmer noch als die körperlichen Qualen
ſind die ſeeliſchen Eindrücke: Jch erinnere Sie an den Zeugen
Braß und die Fran Steinbring, die beide im kräftigſten Aller
ſtehen. an denen Sie die Folgen der Haft erkennen konnten.
Jn der Reinhardkaſerne. dem früheren Zuchthauſe, wurde ſo
geſchoſſen, daß der Gefängnisdirektor und ich unſer Geſpräch
minutenlang ausſetzen mußten, weil wir unſere eigenen Worte
dent verſtanden. Täglich hörte man die Schreie der Opfer,

ie

von den Soldaten grauſam mißhandelt und abgeſchlachtet

wurden. Vorſitzender: Sie dürfen nicht auf Dinge
eingehen, die mit Jhrer Verteidigung nichts zu tun haben.
Ledebour: Jch muß auf dieſe Dinge eingehen, weil mein
perſönlicher Kampf zugleich ein Kampf für die Allgemeinheit
iſt. Jch will, daß die Behandlung aller Gefangenen gebeſſert
wird. ch erkenne an, daß die Gefängnisbeamten mir ent

egengekommen ſind, ſoweit es in dem Rahmen der beſtehenden
orſchriften und der Anweiſungen der Staatsanwaltſchaft,

deren Willkür unerhörterweiſe die Gefangenen ausgeliefert
ſind. möglich war. Die Torturen, die ein Unter ſuchungs-
gefangener auszuhalten hat, ſind unbeſchreiblich und ich froge,
mit welchem Rechte die Veamtenſchaft ſolche Torturen ver
anlaßt. orſitzender: Das alles gehört nicht zu Jhbrer
Verteidigung und ich muß abbrechen, wenn Sie fortfahren.
Ledebour: Der bekannte Rechtslehrer Rudolf v. Jbering
hat geſchrieben: „Jm Kampfe ſollſt du dein Recht finden.
Urſprünglich hatte Jhering an das Privatrecht gedacht, ſpäter
aber hatte er erkannt, daß es

der Kampf um das öffentliche Recht
iſt, daß er einzeln führen muß.

all Thießenhauſen habe ich den Staatsanwalt Gyſae
völlig feſtgenagelt. Wenn er ſich den Sinn ſeiner Worte richtigüberlegt hante ſo hätte er ſolchen Unſinn nicht vorbringen

dürfen. Vorſitzender: Das dürfen Sie nicht ſagen.
Ledebour ch drücke mich noch viel zu milde aus
Staatéanwalt Zumbroich hat nicht nur meine Verſon. ſondern
auch meine Partei verſpottet und erklärt, daß unſere Sache

lecht ftehe, weil wir die Jugend bekämpfen. uf die Jugend,
Statsanwal die Sie repräſentieren, verzi

erés Adiedings Das iſt die jeunesse J
en wir aller

ine Karte derS Wien halten Bach irre Tepeuhtt
Wundet. ein, 877

In der arbeitenden

ha

Solſeiune de

der
vorrufen. Herr Staatsanwalt nun ſeindarüber geäußert, daß ich mein deutſches Empfinden mit dem

gebracht habe.Genexalſtreik vom Jannat 1018 in Verbindun
ch damals en internationalen Maſſenſtreik
rebt. Deutſchland war damals auch ſchon zur Revolution

reif und es iſt tief bedauerlich, daß wir nicht ſchon im Januar
vor den wahnſinnigen Offenſiven des Frühjahrs deSommer geſiegt ha ir wären, wenn damals der du
den geſchloſſen worden wäre, vor dem ſchlimmſten Elend
wahrt worden. be dieſen Standpunkt im Rei 833
immer während der ganzen i vertreten. 1015
ſchon im Reichstag einer vernünftigen Polenpoli e
geſprochen. Meine Vorſch W r den Frieden
waren weſtergehend als das Wi arg In einer der
letzten w r r en habe u der Danziger Frage ge-

auseinandergeſett, daß Lie be eigenen
olke durchaus in keinem Widerſpruche zu den ien des

internationalen Sozialismus ſteht. Ein höherer Re amter,
damals es keine Sozialdemokraten in dieſen Aemtern,trat au t c ſagte mir: Jch habe Sie immer für den
beſten Deutſchen gehalten. Staatsanwalt Gyſae hat nun er
klärt, ein moraliſches Recht auf Revolution gäbe es nur für
ein Volk, nicht für den einzelnen. Jch habe ein ſolches

Recht auf Revolution efür meine Perſon nicht in Anſpruch genommen, ſondern
ndelte ſich im Jannar um die Fortführung der Revolution

durch ihren urſprünglichen Träger, der revolutionären Ar
beiterſchaft. Um allen Mißdeuntungen vorzubeugen:; auch
ſtehe auf dem Standpunkt, evolutionen 33 g
werden, de aus den wirtſchaftlichen und polit i
ſtänden hervorgerufen werden. Wenn ſich in einem Voik, in
einem Staate ſich ökonomiſche und politiſche Zuſtände deraus
gebildet haben, welche die beſtehenden Staatseinrichtungen ob
jektiv unmöglich machen, d. h. wenn die ſachlichen Vorbedingun-
gen r eine grundſtürzende Aenderung vorhanden ſind, dann iſt
das

eben, welche unter den bisherigen
itten haben. An ſich iſt die Revolution für das e Volk

gegeben. Da es aber immer Anhänger des Veſtehenden ge
eben hat, ſo ſind die Träger des xevolutionären Gedankens
ie unterdrückten Schichten die den Druck nicht mehr ertragen

uſtänden am meiſten ge

können. Es müſſen bei jeder Repolutjon tat und opferbereite
Träger vorhanden ſein. Wenn eine dieſer Vorbedingungen fehlt,kann eine e h nicht geraten. Dem Voerwanttdign

revolutionären Schichten Ausdruck z geben und die Ma
zu organiſieren, iſt die Aufgabe der rer. Eine Revolut
gleicht im gewiſſen Sinne der Echternächer r
wo zwei Schritte vorwärts und einer zurück gemacht wird. Wirmachen jetzt in der Revolution einen Schritt zurück, wir wollten

aber ſchon im Januar zwei Schritte vorwärts machen. Die
Revolution gleicht einem giug mit S deſſen Decke bei
ſchärferer Kälte zufriert. r erreichie garrunaeguz
wird aber nicht von Dauer ſein. Wenn im Winter ein Fl
zrſriert. dann kommt ſchließlich die Frühjahrſonne und ſpal

angſam die Eisdecke. So iſt es auch bei der Revolution
iſt auch die Eisdecke der deutſchen Revolution geſpalten,
in einer derartigen Spalte iſt in dieſen Tagen

Herr Scheidemann verſchwunden,
und in nicht allzulanger Zeit wird die ganze reaktionäre
Ebertiniſche Eisdecke zertrümmert und von den HFluten der
Redolution in das offene Meer geſpült werden. Staatsanwalt
Gyſae hatte noch eine perſönliche ehrenkränkende Unterſtellu
gemacht. Er hat erklärt, daß mich das Verlangen nach Ma

habe. Bei dem Angriffe des Staatsanwalts fiel m
as peſſimiſtiſche Dichterwort ein: Sei rein wie friſch gefallener

Schnee und du wirſt der Verleumdung nicht entgehen.
Bezüglich der Beſetzung der Zeitungen hat die Beweisauf

nahme mit Beſtimmtheit ergeben, daß ich ſie ni t gewollt, ſon
dern piybinigt habe. Ebenſo iſt meine grundſätzliche Ver
werfung des Putſchismus und Terrorismusaus den Bekundungen des Dr. Meyer mit Sicherheit feſtgeſtellt.
Nach den Erfahrungen der letzten Monate wird die revolutige
näre Arbeiterſchaft auch erkannt haben, daß der
mus ein Verrat an der Revolukion iſt, daß die
Revolution nur durch die Erkebung der veſchloſſenen Maſſen
durchgeführt werden kann. Dieſe Erkenntnis iſt eine Vor
bedingung für »ie- Einigung der revolutionären Arbeiter. Dieſe
Einigung des Proletariats muß kommen, freilich nicht auf dem
Wege, den der inheilbare Konfuſionarius Bernſtein vorſchlug,

ſondern im t rrttairatttte echtwird das deutſche Proletariat ſeine Eini-gung finden. Es iſt ein Jammer daß unſere Unter
nehmung im Januar nicht geglückt iſt. Wir hätten dem Aus
lande gegenüber eine gewiſſe Autorität, gehabt, wir waren
nicht kompromittiert und die Friedensausſichten wären beſſer
geweſen. Die Spekulation auf die ausländiſchen K wy
und Jmperialiſten der ſogialiſtiſch geſchminkten deutſchen
zierung iſt fehlgeſchlagen. Die Drahtzieher der Entente ſtellen
ieſelben verruchten Bedingungen, wie all die deutſchen Draht
ieher geſtellt hätten, wenn es zu einem J im Sinne
udendorffs gekommen wäre. Aus den Sklaver.ketten der

Entente kann Deutſchland nur durch die Hilfe der internatio-
nalen Arbeiterſchaft befreit werden. Nur das Proletariat
kann dieſen Schandfrieden beſeitigen. Die Hoffnung Deutſch
lande auf Befreiung beruht nur auf der Weltrevolution.

Meine Herren Geſchworenen! BVeſchließen Sie, was Sie mit
Jhrem Gewiſſen verantworten können. Jch ſehe einem anderenUrteil entgegen. Das Urteil werden die kommenden Geſchlech
ter der ganzen Menſchheit fällen. Sie werden erkennen, daß
es die internationalen Sozialiſten waren, welche der Menſch
heit Frieden, Freiheit und Glück geſchaffen haben. Dieſem
Urteil ſehe ich mit Zuverſicht entgegen

Aus der Provinz.
Unabhängige ſozialdemokratiſche Partei

für den Bezirk Halle.
Der diesjährige Bezirkeparteitag wird am Sonntag, den 29. Juni

morgen S Uhr im Volkspark zu Halle abgehalten.
Die vorlaufige Tagesordnung lautet:

1. Bericht des Vorſtandes. Reſerent: Genoſſe Oſterburg.
2. Die neuen Aufgaben der Bezirksorganiſation. Referent:

Genoſſe Koenen.
3. Statutenändernng.
4. Wahl der Bezirksſekretäre.

Die bevorſtehenden Wahlen zum Provinziallandtag. Referent

Genoſſe Peters.
6. Die Parteipreſſe im Bezirk. Referent: Genoſſe Hennig
7. Verſchiedenes.

Jeder der angeſchloſſenen Wahlkreiſe entſendet 5 Delegierte.
Außerdem ſind zugelaſſen der Geſamtbezirkevorſtand, die A.
geordneten und je ein Vertreter der Verlage, Vretzkommifſianegr
und Redaktiouen der Zeitungen des Bezirkes.
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W dinialausſchüſſe neu beſetzt werden.

hl wird, tune r unſere Genoſſen gut, ſich ſchon

Körperſchaften zu entſen

j

jahr uns gebracht

appetitlichen

lachend, wütend oder traurig,
e

S

wie ſeit langen Jahren n-ccht.t Ki

Sinßtd De kann man nur die erhöhten Produktions- und

Verſtreiten wr.
freien

J 9was der Menſch braucht.

noch die örtliche

Ole Neuwahl der
diſchen Landesverſammlung iſt don der Regierung

GeſetzentwSbroer gen W r t r

Auguſt vorfiehtdas indirekte Wahirecht der Kreidt whderghe
ammlungen iſt beibehalten a den en den

er agunP t Wünſentt ie Prorovinzig ſollen
Da mit Sicherheit anzunehmen VorlageTagen von der Preu ichen eher de das h

uf dieſe
ſehen. D auptarbeitsfeld ngleflendiege i nebenJer provinziellen Verwaltung e

der geſamten Armen und Fürſorgeerziedungdg Unſere Partei
ſollte ſehen, möglichſt Wicie Vertreter dieſe wichtigen

Der

und ſi
as

Bankerott des freien Handels,
Eine gute Ernte in Kirſchen und Erdbeeren hat dieſes Früh

aber tr m keine Kirſchen und Ereeren. P ar taucht in allen Läden das n Rot ver
üchte auf, aber ein furchtbarer Cerberus be

wacht das koſtbare Gut: nämlich der Preiszettel. Deſigniert
je nach dem Temperament, geht

ach näherem Studium des unſchui
ettelchens weiter und überläßt den Krie

ewinnlern den Genu lcher Delikateſſen. Woher
ommt es, daß auch be 77 lich vorhandenen Mengen die

Na des Volkes wieder ei derzichten muß? Weil der
Wucher Wucher in nackteſter. gemeiner Form nicht mit
Stumpf und Stiel ausgerottet wurde, weil man den Eigennud
des Menſchen dieſes Jahr durch den alleinſeſigmachenden
freien Handel anſtachelte, ſo daß er der giftigen Verführungunterlag. Es gibt nichts, was die vhantanſe Lohe der Preiſe

m könnte.ir haben nach übereinſtirgmenden Berichten aus den ver

ſ ahr eine ſo gute Kirſchenernte,chiedenſten Gegenden dieſes
Ein übergroßer Preisaufſchlag

rſchen, der über das hinausginge, wäs die allgemeine
Geldentwertung mit ſi- bringt, iſt unter keinen Umſtänden be
rechtigt und liegt arch nicht im des Kleinhandels.
Das Publikum kann kräftig dabei mitwirken, indem es Phan
taſiepreiſe einfach nicht zahlt und die Waren ſtehen läßt; dann

ſchon billiger werden. Die Geldentwertung kann man
Einköhufen im Auslande gelten laſſen, nicht aber im

der gewöhnliche Sterblichen
digen weißen

t in UAnrechnung bringen. Daß aber eine
rdbppelrmg und Verdreifachung der Preiſe rechtfertigen, be

Einen, ſchlagenderen Beweis r das völlige Verſagen desHandels und der freien Wirtſchaft kann es gar nicht
Wie mit dieſem Produkte, ſo wird es mit allem gehen,

C Es wäre zwar genug da, aber zuPrſen, die für die Maſſe der Bevölkerung unerſchwinglich
wAren. Sogar der bürgerlichen Preſſe wird die Sache zu
Humm, und der Generalanzeiger erklärt, es erſcheine angeſichts
dieſes Kirſchenwuchers ausgeſchloſſener denn
die Zwangsbewirtſchaftung aufzuheben. eWurzel des Uebels liegt ſchon bei den Gemeinden und bei den
Gütern, welche ihre Kirſchenplantagen meiſtbietend verſteiger
ten und dadurch eine wahnſinnige Ueberbietung hervorriefen.
Bei den Gütern war dieſe Profitwiriſchaft leicht zu verſtehen,
und es iſt Schuld der Geſetzgebung, daß man ihnen freie Hand
elaſſen hat. Skandalös aber iſt es, daß viele Gemeinden die

Profitpolitik mitmachen, ſtatt die Kirſchenbewirtſchaftung in
eigene Regie zu nehmen, wie dies dort geſchehen iſt, wo unſere
Genoſſen die Mehrheit im Gemeindeparlament haben. Uns
wird von einem Fachmann eine kleine r von
h e mitgeteilt, die wir unſeren Leſern nicht vor
enthalten wollen:Rittergut Helmsdorf bei Gerbſtedt, Beſitzer v. Kroſigk; bis
herige Obſtpacht 1916 und 1917 je 5500 Mark, 1918: 24440 Mk.,
jeht über 60 060 Mk. Freigut Zabenſtedt bei Gerbſtedt, Be
ſitzer Bauermeiſter; Obſtpacht 1916, 1917 und 1918 je 2150 Mk.,
jeht über 18 000 Mk. Rittergut Beeſenſtedt; 1917: 5500, 1918:
18 000 und jetzt 69 860 Mk. Gemeinde Jhlewit; 1918: 800 Mk.
jetzt 8600 Mk. Roitelsdorf; 1917: 1160 Mk. 1918: 2100 Mk.
und jetzt 6600 Mk. Außerdem folgende Kreisſtraßen des
Mansfelder Seekreiſes: Naundorf; 1918: 4000 Mk., jetzt 16 350Mark. Burgsdorf; 1918: 7000 Mi., ſetzt 16 250 Mk. Volleben
Burgsdorf; i918: 4000 Mk., jetzt 21 200 Mk. Zernitz; 1918:
8000 Mk., jetzt 8200 Mk. GerbſtedtBelleben; 1918:. 8500 Mk.,
jedt 15 600 Mk. Zabenſtedt; 1918. 1780 Mk. jetzt 4250 Mk.bdedebnt erhütte; 1918: 4140 Mk., jetzt 17 000 Mk. Friede

rg; zöi: 140 Mk. jetzt 11 600 Mk.
Kann man ſich da wundern, wenn in den großen Städten

das arbeitende Volk zuſehen muß, wie einige Glückliche am
friſchen Obſt laben? Der knurrende Magen iſt ein guter LehrWe und prägt dem Volke mit Gewalt die Loſung ein
Schutz vor dem „freien Handel“! Wir fordern planmäßige
Sewirtſchaftung der Produkte für die Geſamtheit!

Arbeiterratsſitzung. Jn der am 24. Juni
roßen Ratsſitzung ſprach Genoſſe Koenen über das
Jedner erläuterte den Anweſenden in klarer Weiſe

Er meinte, da es eine Frage der Zeit iſt, muß

ch welche mit dem Räteſyſtem in engenſteht, damit beſchäftigen. Seine Ausführungen
wurden von den Ärbeſterräten ſpannend entgegengenommen. Dies

ſchon aus der Zuſammenſetzung des Ardeiterrates heraus
ind doch mehrere Herren darin, denen ſelten ein derortiges

Referat geboten wird. 3 der Diskuſſion wendete ſich Rat Koerlin
w. egen verſchiedene Unterlagen des Rätegedankens.

uch Rat Knoblauch (D. N.) ſchloß ſich dem an un glaubte
unſeren Genoſſen erſt ſagen zu müſſen, daß er als Regierungsrat
Gegner des Räteſyſtems iſt. Räte Hey, Kämpf und Wolf gaben
ihnen die gebührende Antwort. Genoſſe Fiedler erläuterte dann

Angelegenheiten, welche ſich dem Räteſyſtem ent
egenſtellen. Genoſſe Koenen ſtellte in ſeinem Schlußworte alle

Kertennungen richtig und verſucht die Anweſenden davon zu
ß nur das Räteſyſtem und der e uns

Merſeburg.
abgehaltenen
Räteſvſtem.
den Rätegedanken. Er

auch jede Körvperſchaft,

überzeugen, de
aus dem en Chaos retten kann. Der Vorſitzende Fiedler gibt
einige geſchä u e des großen Rates zur Kenntnis und

t die wichtige Sitzung.ſchließen a r rirtr Zuſammenkunft am Freitagabend
im Türinger Hof. Thema: Das Proletariat. Sprecherne T ünſchel v bitten alle Jntereſſierten um zahlreiche

Beteiligung. ws u der anda. Einwohnerverſammlun ne Ankernſeven Einwohnerverſammlung ſorach Genoſſe

Kunth. Die Sojfen Angriffe die don den Deuiſchnationalen
egen die U. S. P. erhoben worden ſind, wurden von unſerm

i i den Schärfe abgewieſen. Fernermit der gebührende r derereißelte er die Stellungnahme den indem er die wirtſchaftlichen Vervaituiſſe, e
uns zwingen, zu unterſchreiben, einwandfrei klar legte. it
warmen Worten trat er für die 800000 Kriegen rer
worunter auch 15 Gemeinde Angehörige ſind. Auch der r
edachte er, die aus der Gemeinde für die reaktionären Machew
chaſten ihr Leben geopfert und Vater und Mutter. W
Kinder, iroſtios dinteriaſſen mußten Zu einer ſchar e Ver
einanderſetzung kam es mit dem Lehrer midt, der ſich e z er
treter des Kapitalismus Rechte anmaßte, die mit ſeiner Stellung

Sehrer nicht in Einklang zu dringen ſind. Selbſt die zumZu anweſenden Gemeindeverireier pflichteten dem oſſen
el daß der Lehrer nicht Diktator der Gemeinde ſein ſolle.

Die Parteiverſammlung nahm den
exg enigegen und erllärte ſich den c u r.

ngen
wurde ndmarke,

heimſchlachtungen nehmen zu, die Fleiſchverſorgung kommt immer

mehr ins da es lachtvie
Dommitzſch. Mißglückter Fiſchzug der Deutſchnationalen v. deutſ le e üeder 5

auch hier nach Dummen und hielten eine öffentliche Verſamm
ung in welcher der Landtagsabgeordnete
Friedersdorf ſprach. Er hielt, wie er ſagte, eine Leichenrede,
und das iſt ihm auch gr tig Sipuaep Neben ſeinen Be
gegen gegen die Arbeiterſchaft erregte beſonderes t
eſſe das Lob, er Herrn Noske ſpendete. Sehr richtig erklärte
der Herr, daß nur die Offiziere die rin egierung gegen die Arbeiter geſchüßi hätte. Unſere
Genoſſen rechneten ge mit dem blutdürſtigen Reaktionär
ab, der im Schlußwort bemühte, nachzuweiſen, daß in der
Arbeiterſchaft die Poſten Kriegsgewinnler und Kriegswucherer
wären. Natürlich hatte er den brauſenden Beifall all derer die
ſerbeng dieſer Sorte gehören. Die Arbeiter aber wiſſen, woran

Halle und Saalkreis.
Hallke, den 26. Juni 1919,

Der veraltete Halliſche Volkſchullehrplan.
Man ſchreibt uns: Der Lehrplan, nach dem noch heute in den

Halliſchen Volksſchulen unterri ſtetwird, iſt himmelſchreiend un
pädagogiſch und reformbedürftig. Jn dem Lehrplan für Acht
jährige, Klaſſe 6, 8. Schuljahr, leſen wir folgende Stichworte,
nach denen der Lehrer „unterrichten“ muß.

Heimatkundlicher Sachunterricht. Monat Juni:
z Die nächſtgelegene Kirche.“ Andere Kirchen. Kirchengemein
den. „Denkmäler“ (reſp. Wir wir „große Männer“ ehrenl)
Reulich traf ich denn auch auf der Straße eine Schulklaſſe Acht
jähriger auf dem Wege zur jüdiſchen Synagogel Als
wenn die Kinder nichts Vernünftigeres zu lernen hätten. Was
verſtehen die Kleinen ſchon von Kirchen -Gemeinden?
An welches „Denkmal“ ſoll der Lehrer nun gar die Acht
jährigen führen? An die bei dem „Kampf“ um das Stadt
theater von den Nosketen zerſchoſſene „Siegesſäule“ vor der
Poſt? An das „Hohenzollerndenkmal“ in der Poſtſtraße oder
des Pietiſten Auguſt Francke? oder der eten Kom
oniſten Händel und Robert Franz? Wie ſoll der Lehrer Acht
ährigen den Begriff r Männer“ überhaupt klarmachen

Im Monat Auguſt beſichtigen die Achtjährigen ſchon lehr
lanmäßig. „Die Fabrik. Schloſſer Schmiede, Former,

Ingenieure, „Die Saline“. Pfännerſchaft. Halloren. Wie
pädagogiſch! Weiter: Monat September: Der Bahnhof. Per-
enen und Güterverkehr. Eine Reiſe der Menſchen und der

aren. Bahngleiſe, Weichen, Wagen, Lokomotiven. Eiſen
bahnknotenpunkt. Bahnbeamte, Spediteure. „Die Voſt.“
r früher und heutel „Der Hafen.“ Schifferei,

erei, Kran,J. dieſen „Lehr“plan für Achtſährige ausgeheckt hat, müßte

mit 80 Schulkindern ſelber l den Bahnhof geſtellt werden und
dabei den Lehrern erſt einmal erklären, wie man Kindern (die
dazu noch gar keine Geographie gehabt haben l), „Weichen“,
„Lokomotiven“, „Eiſenbahnknotenvunkte“, „Spediteure“ und
andere Fremdwörter beibringt! Der Plan ſcheint von Herren
zu ſtammen, die ſelber nie eine Volkſchule beſuchten!

Monat Dezember: „Die Bewohner von Halle.“ Berufsarten,
Aemter, Verwaltung, ſtädtiſche und andere Behörden. Rechts
pflege (Gerichte). Sicherheitsdienſt: Polizei, Militär Was
verſtehen die Kleinen von Berufen Großer? Vom Affen des
Magiſtrats und der Stadtverordneten Von Behörden? Von
der Verwaltung? Von Aemtern (Mieteinigungsamt u. ä.)7
Vom Sprict Von der Schutzmannſchaft und den Noske
jüngern?

Und doch! Wenn man den ganzen „Plan“ überſieht, es liegt
ein tiefer Sinn, ein ganz ſchlaues Syſtem eine fein ausge
klügelte Methode „im kindlichen Spiel“: Schon unmündigen
Kindern des Proletariats ſoll das Weſen des Klaſſen

aats eingeimpft werden und durch ſechs Schuljahre hindurch
n Fleiſch und Blut übergehen! Kirche, Obrigkeit,

Polizei und Militär! Das ſind die drei Säulen der
alten Staatsgewalt in dieſem Lehrplan für Klaſſe 6 mit allem,
was ſo drum und dran hängt! „Achtjöhrige ſo etwas über
haupt verſtehen oder nicht, iſt gleich: zunächſt erſt mal die
Namen eingepfropft etwas bleibt doch hängen! Arme
Proletarierkinder! Wie mögen erſt die Lehrpläne cuf dem
Lande ausſehen? Dieſe Pläne mußten längſt von Fachmän-
nern revidiert werden! Aber es geſchieht nichts!! Schleuniagſte
Einführung der Einheitſchule mit pſychologiſch päda-

ogiſch durchdachten Lehrplänen (ohne „Jngenieure“, „Pfänner-ſaaft und „Eiſenbahnknotenpunkte“) iſt daher die Hauptforde

rung des Tages!

Steinfetger Nach Vereinbarnng mit der Steinſetzerzwangs
innung für den Bezirk Merſeburg einerſeits und den Verband der
Steinſetzer andererſeits tritt zu dem beſtehenden Tariflöhnen vom
27. Juni ab, eine Zulage von 25 Pfg. pro Stunde.

Volksvark. Wegen Mitaliederverſammlung der U. S. P., die
hente Abend tagt, fällt das heutige Konzert aus.

Auch die g Welt verboten. Wie der Verlag miftteilt,
iſt die von der U. S. P. herausgegebene illuſtrierte Wochenſchrift
Freie Welt vom Oberkommando Noske verboten worden. Gründe
wurden nicht angegeben. Die Unabhängige Preſſe wird jetzt unter
der ſozialiſtiſchen Regierung ſchlimmer drangſaliert als während
des Kriegsbelggerungszuſtandes. Wenn aber Noske glanbt, durch
ſeine ewige bieterei die kommende Revolution hindern zu
können, dann dürfte er ſich arg täuſchen.

Die Bewegung der Eiſenbahner. Jn der leſen Mitgliederrerſammlung des Deutſchen Eifenbahnerverbandes wurde der
Bericht vom Verbandstag in Jena gegeben. Eine Reſolution
wurde angenommen. daß man mit den dort gefaßten Beſchlüſſen
einverſtanden ſei, daß man beſonders die Beitragserhöhung

billige. Der Verband habe durch die Beſtimmungen über die
Einführung der Streik- und r rKlaſſenkampfcharakter angenommen. Dann berichtete Kollege
Hennig über die Lohnerhöhungsfrage. Man faßte einſtimmig
den Beſchluß ſich mit der Reſolution der Ortsgruppe Frank-
furt a. M. ſolidariſch zu erflären. r der Diskuſſion wurde
beſonders betont, man müſſe auch die Forderungen der Be
amten unterſtützen. Sehr lebhaft begrüßt wurde es. daß die
Vorgänge in Erfurt im dortigen Bezirk eine Einheitsorganiſa
tion geſchaffen haben. Die glänzend beſuchte Verſammlung hat
die Neugier der bürgerlichen Preſſe hervorgerufen, die ſo tut,
als ob für neue Aktionen keine Stimmung bei den Eiſenbah
nern vorhanden Wir raten den Herrſchaften, ſich in keine

Uuſionen wiegen.r der Gewerkſchaftsbund der Eiſenbahnbeamten des Be

zirks Halle hielt eine Verſammlung ab, um Stellung zu den
Erfurter Vorgängen zu nehmen. Es wehte eine anerkennens
wert radikale Luft. Man erklärte, das die Verhältniſſe in Er
furt derartig ſeien, daß man ſich nicht wundern könne, wenn

es r unliebſamen r r n n nete ver inden und das Eiſen miniſterium reformierh te ſetzte man ein. Eine Ent
r uſammengefaßt ſind.ie Zen nicht mehr kern

ermanns,

un da ſo a r Juſammen den Eiſecht igten S durchſeden Knnen.
Staat und Kirche Se wird

der zu erheben! Denn wie alle
o iſt im großen Beruhi-

dieſe Frage vollſtändig
rängt. rarbeilen“ dazu müſſen

chloſſen ſein? Geſtern fand eine
des Bundes Freie Volkskirche in

mit z e h en rDiskuſſion ſcheinen abgeſägte Diviſions-
ie baldige Rückkehr

deMaſſenpaſtoren nichts anderes als

Wilhelms, ihres zummuse episcopus der alten d
Staats“ kirche, ſehnlichſt zu erhoffen. Thron und Altar (a laRoskeEr rger) ſollen wieder feſt beiſammenbleiben. Auch
ewiſſe Theologieſtudenten, ſcheinen noch von einer ſtaatskirch-
ich-geſicherten, ruhigen Pfarre von Taubenheim zu träumen,

Die Zeiten ſind ndgeltia vorüber. Wenn eine wahre Volks
kirche der Bruderliebe von tüchtigen Männern im Sinne des
Räteſyſtems aufgebaut wird, ſo iſt das durchaus Privatſache.
Einen Zwang für oder gegen üben wir nicht aus. Die Regierung ſoll aber endlich Eonbrhgen mit ihrem Plan der ab
ſeluten Trennung von Staat und Kirche zum Segen des
Staates (pekuniär), der Kirche (religiös) und des ganzen
Volkes (ſittlichl)

Billige Eier. Jn Bremer Blättern jſt zu leſen: „Nachdem
Bremen mehrere große Schuppen mit Eiern voll h ſindtrafen in dieſen Tagen weitere fünf große däniſche Dampfer mil

friſchen däniſchen Eiern dort ein. Schon ſind in Breinen keine
Landeier mehr abzuſezen. Auch in anderen deutſchen Hafen ſind,
wie gemeldet wird, däniſche Dampfer mit Eiern eingelaufen. Dieſe
Mitteilung dürfte den Eierwuchern ſehr unangenehm aufſtoßen.
Angeſichts der unerträglichen Ernährungsverhältniſſe wäre eine
Preisſenkung dieſes unentbehrlichen Lebensmiulcls belondert zu
begrüßen.

Stadttheater. Hente, Donnerstag, findet eine Aufführn
des Zigeunerbaron in der bekannten Beſetzung ſtatt. S
das Luſtſpiel Kümmelblättchen zum erſten Male wiederholt. Sonn
abend nachmittag 3 Uhr Wilhelm Tell, Schälervorſtellung zu er
mäßigten Preiſen, Sonnabend abend 8 Uhr VII. Sinfonte- Konzert
unter Leitung von Fritz Buſch, erſter Kapellmeiſter am württ.
Landestheater, Stuttgart, unter Mitwirkung von Profeſſor
Paul Grümmer, Wien (Cello). Der Sonuntag- Spielplan bringt
nachmittags 3h ühr Ueber unſere Kraft, 1. Teil, als Volks
vorſtellung zu ganz kleinen Preiſen, abends 7 Uhr Die Walküre
von Richard Wagner. Montag Der Zigeunerbaron. Jm Laufe
der nächſten Woche findet der Nibelungen-Ring ſeine Fortſetzung
durch die Aufführung von Siegfried.

Tbhalia- Theater. Am Sonntag, dem 239. Juni, findet ein
Gaſtſpiel des Stadttheater-Perſonals im Tdalia- Theater ſtatt.

ur Aufführung kommt das Luſtſpiel Die verlorene Tochter von
udwig Fulda unter der Spielleitung von Eugen Teuſcher.

v

Morl. Freitag, den 27. Jnni, abends 6 Uhr, Diſtrikts-
verſammlung in Wagners Lokal.

Lochan. Einer unſerer Beſten iſt nicht mehr. Jnfolge
ſchlag verſtarb am 23. Juni unſer Genoſſe Franz Löbel. Ein
im Kriege ſich zugezogenes Leiden machte nach langem Siechtum
ſeinem Leben ein Ende. Raſtlos und unermüdlich, ſelbſt in ſeinerKrankheit, war er für die Partei tätig, an die 20 Jahre lang.
So hat ein unerbittliches Geſchick auch ihn hinweggeriſſen. Die
Genoſſen werden ihm ein dauerndes Andenken bewahren

Stadttheater.
Satpho. Grillparzers Trauerfſpiel iſt ein mit vielen

Mitteln der altgriechiſchen Tragödie aufgebautes äſthetiſches Kunſt
werk, man findet Botenberichte, Stichomythien, eine Art von
Chören mit Sprecher, gegen Schluß ſogar Anklang an den deus
ex machina, vor allem aber iſt gewahrt die antike Einheit des

„Ortes, der Handlung, der Perſon und der Zeit. Wie Jpbigenie
mehr ein Leſe- als ein Svieldrama, iſt Sappho in der Aufführung
darum außerordentlich wierig weil es nicht durch äußere Efſekte
wirkt, ſondern nur durch lange Ausarbeitungder Myſtitk und der Stimmungen, bis in feinſter Ziſelierarbeit der
einzelnen Pſychen hinein, überhaupt erſt wahrſcheinlich wird.Was einem Leſer offenſichtlich Pointe erſcheint, muß auf der
Bühne ſzeniſch, rythmiſch, mimiſch, in Stimme und Stimmun
aufs feinſte motiviert und vom Ganzen getragen ſein. Un
darum die außerordentliche Sorgfalt in der Beſetzung der einzelnen
Partien! Helene Achterberg ſtellte eine voll reife, innerlich
wahre, in ihren Konturen ſcharf, manchmal ſogar allzuſtreng, aber
darum um ſo klarer umriſſene Sappho (Eiferſuchtsmonolog, Blumen
ſtreit) 72 die Bühne. Auch die Phbaſen in der halb myſtiſch
pivchologi 1 7 Entwicklung vom JrdiſchMenſchlichen zum vollendet
Göttlichen im Meer der Liebe traten durch ſtarke Pointierung und
Differenzierung in klaſſich volkstümlicher Plaſtik hervor. Jhre
Partnerin Hedwig Jonas als Melitta (der Ton liegt in dieſem
altgriechiſchen Wort, das Biene bedeutet, auf der erſten Silbe
Puit bei der Edgenart ihrer untergeordneten Sklavenrolle von der

erſönlichkeit Helene Achterbergs leicht in den Schatten geſtellt
werden können, wenn ſie nicht durch innig-zartes, überaus
wirkungsvolles Hervorireten des Weibes in ſich zuerſt in der
klaſſiſch ſchönen Rofen Liebesſzene mit Phaon und durch daß
ewige ins eigene Labyrinth der Bruſt führende Liebesſehnen die
volle Reife ihrer Kunſt zur Darſtellung gebracht hätte.
Kurt Wilke als Phaon wurde ſeiner Rolle gerecht durch Be
tonung des Niederen ſeiner Herkunſt, die ſich beſonders zeigte in
der allerdings klaſſiſch-äſthetiſch nicht ganz einwandfreien Haltung
auf der Bank (3. Akt), innerlich vorzüglich in der Fübrung der
Cbarakterlinie anſfänglich vom Hauche der rein göttlichen,
känſtleriſchen, zur irdiſch warmen Liebe. So gelang das
künſileriſche Zuſammenſprel der Hauptdarſteller im Verein
mit Alfred Volke als Sklave Rhamnes, dem ge-
treuen Eckart Sapphos, vorzüglich. Ob F als Diener Sapphos,
als Ankläger Phaens oder zum Schluß als Prieſter der
Kunſt auftrat, er gad dem ganzen den ſonoren Grundton; er war
gewiſſermaßen der ruhige Contus Krmus, über dem alle übrigen
Stimmen fugenartig figurierten und meiſterlich divergierten.
Helene Hartmann (Eucharis die Anmutige), die

urſte an einer Stelle im 5. Akt ein wenig mehr Zurüut gefieSinne den da ſonſt das einheitliche Bild r unmotivierte
Unterſtreichung ihrer Sklavenrolle und durch paralleliſierte Stellung
und Haltung mit der Melittas und Phaons beeinträchtigt
werden könnte. Der ſtiliſierte Chor war von beabſichtigter leichter
Beweglichkeit. Die Oberſpielleitung Theo Modes ließ in einem
würdigen, antiken Rahmen durch fein durchdachte Nüancierungen
wirkungsvolle Bilder entſtehen.

Aus den Gerichtsſälen.
Mordprozeß Klüber.

Dritter Verhandlungstag. Die weitere Zeugenvernehmung ergab
eine Reihe widerſprechender Ausſagen. Sehr ſchwer belaſtet wurde
wieder der Angeklagte Bauer. So hat er vor der Mutter ſeiner
Braut ſich der Tat gerühmt. Er hat in ihrer Gegenwart v
den Inhalt der Brieftaſche derbrannt. Eine andere Zeugin wi
die Aeußerung von Bauer gehört daben, Klüber müſſe ſofort in
die Saale. Ein Schulmädchen ſagte aus, daß es geſehen hab
wie Bauer den Klüber über das Geländer geſtürzt und dann na
ihm geſchoſſen habe. Den Revolver habe er dann nachgeworſen,.
Auch der Vorgang an der Saale wurde in der Verdandlung ab
weichend von den früderen Ausſagen dargeſtellt. Der tötliche Schuß
auf Klüder ſei abgefenert worden, als dieſer bereits wieder im
Waſſer war. Bei der Gegenüberſtellung der Zeugen zu den Ans
geklagten zeigte es ſich, daß dieſe, außer Bauer und Richt
entweder überhanpt nicht belaſtet werden konnten, oder nicht m
Beſtimmtheit erkannt wurden. Se wurde Richter allgemein



x der Schate angeſehen der den ledien
nun auch ein

die Uniform beſchrieb, bekundet damit, daß Ri iſein konnte. War bisher erklärt e 3
z gehabt, ſo behauptete
vom

S Aus den Perſonalien des Angeklagten Kelz haben wir unterlaſſenSoldaten nach dem Jägerplatz abgeſchwentt ſeieß, begegnete eig mitzuteilen, daß Kelz den Chtnafeldzug mitgemacht hat. Könnten
Zeuge damit daß die Soldaten von der Menge umgeſtizmt worden die ÄAnfälle des Angeklagten nicht vielleicht damit zuſammenhängen
wären. Auch wäre es nicht möglich geweſen, der erregten und Das Leipziger Tageblatt hat ſich von ſeinem halliſchen Mitar-
greven enge Widerſtand zu leiſten. Die Ausſagen der Ge beiter telegraphieren laſſen, ein Geſchworener habe darauf auf
bwiſte M. nahmen einen breiten Raum in der Verhandlung merkſam gemacht, daß die Zeugen ſehr zurückhaltend in ihren Aus

ein. Während ein 15 jähriger Zeuge den Angeklagten Fiedler be- ſagen ſeien, weil ſie anſcheinend Furcht vor der Rache der
ſchuldigte, Klüber in die Saale geworfen zu haben, wollen das

Aber auch dieſe Ausſagendie Geſchwiſter nicht geſehen haben.
deckten ſich nicht. Sehr geſchickt verſtaud es der Verteidiger, den

Zeuge den Richter wiedererkannt ßaßeß will
undbezeugte, daß dieſer geſ

up vre ein Zeuge das Gegenteil. Der
ericht nicht vereidigte Zeuge hätte vielleicht auch angeben

können, ob Jungmann ein Gewehr hatte. Uebereinſtimmend ſagten
mehrere Zeugen aus daß Bauer den Klüber nach der Brunnenſchule
bringen wollte. Den Einwand des Vorſitzenden warum die bewaffneten

Worten der einen e Die v e den. Ein J Jonrnaliſten für hre aunſaueren Zwede ſelbſt en SEerichtsſacke e Sechawiinges en mißbrauchen.
h lhcee. 37der Täter die Preſſe zurück. Der itzende griff die c Eprechſtunde der Redaktion von 12 bis 1 h

habe kein J richtetete an die r n Erſuchen, die Namen

e e e bmoalich ſei, von 9 5 ohne den ndlungen Ausſchrei ung.
folgen zu können.

Spartakiden hätten. Dieſe Bemerkung

Der Vorſitzende verſprach ſofortige Abhilfe.

Der Geſchworene hat nur ganz allgemein von Furcht geſpro
Das iſt wieder ein Schulbeiſpiel dafür, wie die bürgerlichen

Die Fundierungsarbei
1000 ebm Inhalt ſelben
vergeben werden.
1919, vormittags 10

nommen werden können.

iſt direkt rer Halle, den 25. Juni 1919.
en.

ten eines Gasbehälters von
im Wese der Wertbewerbn

Angebote ſind bis Dienstag, d. 1. Ju
hr, bei der unterzeichneten V

waltung einzureichen, woſelbſt die Bedingungen und Zeich-
nungen ausliegen, auch die Verdingungsanſchläge e

er

Die Verwaltung der ſtädt. Gas und Waſſerwerke.

t

KElle Gehster

laden wir hierdurch zu unſerer 2039
am Freitag, den 27. Juni, nachm. 2 P Uhr,

o im Vereinslokal St. Nikolaus, Halie a. d, S.,
J Nikvolaiſtraße, ſtattfindenden

außerordentlichen
GCenerdlversammlun
J ein. Tagesordnung:
J Berichterſtattung der von uns zum Regierungs
I präſidenten nach Merſeburg und zum Stadt-
I ernährungsamt in Halle a. d. S. entſandten

Kommiſſion.
Wegen der Wichtigkeit der Tagesordnung iſt das

unbedingte Erſcheinen aller Oebſter erforderlich.

Verband der Obſtpächter und Händler des
J Regiernngsbezirks Rerſeburg, Sitz Halle.

S v 2 J

gelaſſen zum Einkauf werden die Jnhaber der Nummern
der Lebensmittelſcheine 19 501--25 500, vormittags von 8 bis

mittags von 2—6 Uhr. Gegen Vorlage des Lebensmittel-

Aukliche Belunntmawungen. flocken zum Preiſe von 36 Pf. auf Bezugſcheine Nr. 1,
Pfund amerikaniſches Weizenmehl zum Preiſe von

112 Mk. auf Bezugſchein Nr. 2, 1 Pfund Marmelade
zum Preiſe von 1.30 Mk. auf Bezugſchein Nr. 3, Sauer-
tohl unentgeltlich! Abgabe der Bezugſcheine Nr. I
am Mittwoch, den 25. Juni und Donnerstag, den 26. JuniSe Nnane.

Städtiſcher Verkauf von Butterſchmalz

8 bis 12 Uhr.

ſchmalz zum Preiſe von 75 Pf. abgegeben.

Halle, den 26. Juni 1919. Der Magiſtrat.

E.
in der Talamtſchule am Freitag, den 27. Juni. Zugelaſſen

zum Einkauf werden die Jnhaber der Nummern der
Lebensmittelſcheine 19 501--22000, nur vormittags von

Für jede Perſon eines Haushaltes werden
gegen Vorlage des Lebensmittelſcheines 50 Gramm Butter-

d. Js. Jn den Gaſt und Speiſewirtſchaften iſt für Mit
tageſſen abzugeben Bezugſchein Nr. 1. Einreichung der
en äh durch die Verkaufsſtellen bis ſpäteſtens

reitag, den 27. Juni 1919 bis mittags 12 Uhr. Verkauf
der Ware: Von Donnerstag, den 3. Juli bis einſchließlich
Sonnabend, den 5. Juli 1919, gegen Abgabe der Quittungs
abſchnitte. Den Verkaufsſtellen iſt verboten, die zugeteil-
ten Waren ſchon vor Donnerstag jeder Woche zum Ver
kauf zu bringen. Jm freien Handel ſind ferner von jetzt
ab bis auf Weiteres in allen Verkaufsſtellen zu beziehen

Der Berkauf ven Quark

Uhr. Auf jeden Abſchnitt wird Pfd. abgegeben.
Halle, den 26. Juni 1919. Der Magiſtrat.

Städtiſcher Verkauf von Roßfleiſch u. Roßwurſtkonſerven
in der Talamtſchule, am Freitag, den 27. Juni. Zu-

12 Uhr, und die Jnhaber der Nummern 25001--36 000, nach-

ſcheines kann an Haushalte mit einer Perſon eine Kilo

Stennewitz, Dölbau.
Freitag,

im Gaſthof Naundorf:
&Benllieio Joltereranung,

Genoſſe Fänieke, Hale, ſpricht über:
Die Boabtängiga Sadaldemokratte und der Gewalttrieden. 8

Zahlreichen Beſuch erwartet
Der Vorſtand des S6ozial demokratiſchen Vereins

U. S. P. D.

DieFreitag, den 27. Jnni, abends S Uhr,
im Geſellſchaftshauſe:

Oeffentl. Volksversummlune.
Genoſſe Rößzler-Halle ſpricht über:

Die Anabhängige Sozialdemokratie und
der Gewaltfriede.

Zahlreichen Beſuch erwartet 2052
Der Vorſtand des 6oziglDem. Vereins (I. 8. P. 2.).

Dölen und Umgegend
Sonntag, Jen 29. Juni, nachmittags 3 Uhr.

in Langrocks Gasthof-
brehe Odentde Veltrewanmunn

Tagesordnang: 2048Der Kenzt um die Jorialternng u. le algem. poltlede lage

WReferent: Gedosse Peters, a
Um zahlreiches Erscheinen wird gebeten. Der Einbernufer.

Achtung! Achtung!
Bedra

Freitag, den 27. Juni, abends 7/2 Ahr,
im Dörge'ſchen Lokale:

Erorrecent All8-AergapgoIn,
Referent: Parteiſekretär Fiedler Merſeburg.
Tyema: Die politiſche Lage.
e1411 Der Einberufer.
Ahe Parteischriften empfiehlt die Volkrhocthandlung.

e

geren cc Bolzvpuſte,wirklich gute, ſchmalzartige Ware, nicht eintrocknend,
hell und dunkel, liefert jedes Quantum ſofort ab Lager

Fleinkugel, Faundorj,

den 27. Juni, abends S Uhr,

Doſe, zum Preiſe von 5,50 Mk., mit zwei bis vier Perſonen
eine 1 Kilo-Doſe zum Preiſe von 11.-- Mk., mit fünf bis
acht Perſonen eine 2 Kilo-Doſe zum Preiſe von 22, Mk.,
für weitere vier Perſonen eines Haushaltes noch eine 1 Kilo
Doſe zum Preiſe von 11 Mk. abgegeben werden.

Halle, den 26. Juni 1919. Der Magiſtrat.
Der Verkauf von Graupen und Gaferflocken beginnt

am Freitag, den 27. Juni. Für jede Perſon eines Haus
haltes werden Pfd. Graupen und /4 Pfd. Haferflocken
abgegeben. Der Verkaufspreis für Graupen beträgt 44 Pf.
und für Haferflocken 63 Pf. für das Pfund. Die
Käufer ſind verpflichtet, bei denjenigen Verkäufern die
Graupen und Haferflocken einzukaufen, bei welchen ſie für
den Bezug von Kolonialwaren in die Kundenliſte ein
getragen ſind. Der Verkauf von Graupen erfolgt unter
Abtrennung der Marke 346 und der Verkauf von Hafer
flocken unter Abtrenneng der Marke 347 des Waren-
bezugſcheines 23.

Halle, den 26. Juni 1919. Der Magiſtrat.
Verkauf von Fleiſch- und Wurſtkonſerven.

Der Verkauf von Fleiſch und Wurſtkonſerven findet am
Sonnabend, den 28. Juni, ſtatt. Für je 2 Perſonen eines
Haushaltes kann eine KiloDoſe zum Preiſe von 7 Mk.
abgegeben werden. Der Verkauf erfolgt durch die Fleiſcher,
die Verbraucher beziehen die Fleiſchkonſerven bei den
Fleiſchern, bei denen ſie zur Kundenliſte angemeldet ſind.
Die Abgabe erfolgt gegen Abtrennung der für die laufende
Woche gültigen Fleiſchmarken.

Der Magiſtrak.Halle, den 25. Juni 1919.

S Merseburg. S
Ansgade der Rilchkarten

für den Monat Juli im alten Rathauſe in der Burgſtr. 1.
Die Ausgabe erfolgt gegen Abgabe der Stammkarten

für den Monat Juni am Freitag, den 27. Juni, vorm.
7--2 Uhr, für die Kunden der Verkaufſtellen: Schwalbe,
Burgſtr. 14, Müller, Schmidt, Schubert, Burgſtr. 16,
Sonnabend, den 28. Juni, vorm. 7--2 Uhr, für die
Kunden der Verkaufſtellen: Ochſe, Prall, Hoffmann,
Meißner, Maudrich.

Merſeburg, den 24. Juni 1919.
L. A. II. 1781/19. Das Nädtiſche Lebensmittelamt.

Ansgabe von Büchſenfleifch (Gulaſch)
auf Nr. 4 des neuen Lebensmittelheftes. Der Stadt
ſtehen rund 4500 Büchſen Rindsgulaſch zu je 1 Pfd. zur
Verfügung. Soweit dieſer Vorrat reicht, ſollen Haus
haltungen mit 1 bis einſchließlich 3 Köpfen erhalten eine
Büchſe Gulaſch zum Preiſe von 8 Mk., Haushaltungen
mit 4 bis einſchließlich 6 Köpfen erhalten 2 Büchſen uſw.
auf bis zu je 3 Köpfen 1 Büchſe mehr. Abgabe des Be
zugſcheins Nr. 4 des neuen Heftes in allen Lebensmittel-

den 26. Juni 1919. Einreichung der Forderungsnachweiſe
bis ſpäteſtens Freitag, den 27. Juni 1919, mittags 12 Uhr
Sollten mehr Meldungen eingehen als belieferbar ſind,
wird die Zuteilung beſonders bekannt gemacht. Verkauf
der Ware am Sonnabend, den 28. Juni 1919.

Merſeburg, den 23. Juni 1919.
L. A. II. 1775/19. Das ſtädtiſche Lebensmittelamt.

erfolgt am Freitag, den 27. Juni 1919 auf den Ab-
ſchnitt 13 für die eingetragenen Kunden bei dem Milch
händler Brockhaus, Ludwigſtr. 26, Milchbändler Kunze,
Körnerſtr. 31, Milchhändlerin Ebert, Gr. Brunnenſtr. 54

und in der Berkaufsſtelle der Niemberger Molkerei, Martin-
ſtraße 11; an letzterer Stelle nur vormittags von 8--12

geſchäſten am Mittwoch, den 25. Juni und Donnerstag,

Kornfrank und Zichorie zum Preiſe von 58 Pf. Sauer
kohl wird an jedermann unentgeltlich verabfolgt.

Merſeburg, den 24. Juni 1919.
L. A. II. 1777/19. Das ſtädtiſche Lebensmittelamt.

Der Umlageplan für 1918 und die Verzeichniſſe der der
land wirtſchaftlichen Berufsgenoſſenſchaft angehörenden Be
triebsunternehmer pp. der Stadt Merſeburg liegen vom
26. Juni bis 9. Juli in der Steuerkaſſe zur Einſicht aus.

Den Betriebsunternehmern wird eröffnet, daß Einſprüche
gegen die Berechnung der in den Verzeichniſſen aus-
geworfenen Beträge innerhalb zweier Wochen nach Ablauf
der Auslegefriſt bei dem Kreisausſchuß hier angebracht
werden können.

Die Verpflichtung zur vorläufigen Zahlung der aus
geſchriebenen Beträge wird durch den Einſpruch nicht
berührt, etwaige Ueberzahlungen werden demnächſt zurück
erſtattet

Merſeburg, den 24. Juni 1919.
III. V. 962/19. Der Magiſtrat.

Roßſleiſch- und Fleiſchwarenverkauf
findet am 26. Juni 1919 bei Hoffmann, Brühl 6,

nachm. von 2—3 Uhr auf die Ordnungsnummern 401--500,

e e 501—600ſtatt. Ein Anſpruch auf eine beſtimmte Art von Fleiſch
beſteht nicht.

Merſeburg, den 25. Jnni 1919.
L. A. I. 597/19. Das ſtädtiſche Lebensmittelemt.

Ausgabe von Kirſchen
auf Abſchnitt 100 der neuen Lebensmittelhefte Nr. 401 bis
800 vom Donnerstag, den 26. Juni 1919, vorm. 10 Uhr
ab, in der Verkaufsſtelle Adolf Speiſer, Breiteſtr. 13. Auf
den Kopf der Bevölkerung wird, ſoweit der Vorrat z. Zt.
reicht, 1 Pfund Kirſchen zum Preiſe von 75 Pf. verabfolgt.
Der Verkauf wird je nach Eingang der Kirſchen fortgeſetzt.

Bekanntmachung folgt.

Merſeburg, den 25. Juni 1919.
L. A. II. 1782/19. Das ſtädtiſche Lebensmittelamt.

Höchſtpreiſe für Speiſekartoffeln.
1. Der Kleinhandelshöchſthreis für AuslandsSpeiſe

kartoffeln wird für den Bezirk der Stadt Merſeburg ander
weit auf 38 Pf. für das Pfund feſtgeſetzt. Der vor-
ſtehende Preis verſteht ſich für gut verleſene Kartoffeln
in der vorgeſchriebenen Größe und von einwandfreier Be
ſchaffenheit.

2. Der vorſtehend feſtgeſetzte Preis iſt Höchſtpreis im
Sinne des Geſetzes betr. Höchſtvreiſe in Verbindung mit
der Bekanntmachung des ſtellv. Reichskanzler vom 23. März
1916 R. G. Bl. S. 183 und der Verordnung über die
Errichtung von Breisprüfungsſtellen und die Verſorgungs-
regelung vom 25. September und 4. November 1915
R. G. Bl. 1915, S. 607 und 728.

3. Der vorſtebende Höchſtpreis tritt ſofort in Kraft.
4. Zuwiderhandlungen werden auf Grund vorſtehender

(Krveiter
stellt ein 1421

Abbruch Uegelel Planena

w bei Ammendorf.

Maurer, Arbeiter und
Zimmerer ſucht *1378

Heinx, Hohenthurm.

neu eingetr., prima Qual.
oſten 2051140-145 em breite Waren

Cheviot von 58--78 Mk.
Diagonal 46-68
Kariert 34-60für Knabenanzüge
Meter 28 Mk. u. 32 Mk.

Leipzigerſtr. 33,
Keino Ladenm., billg. Prelse.

Dbren, Schmucksachen,

R n 9 e 9 Dukaten,
Münzen,Gold. silber, 2045

Brilinnut., Ptandaeheine
kauft stets zu höchst. Preisen
Hermann Scechindler,

Kl. Ulrichstr. 35.

Sehr guterh. Anzug
für 14--17 jähr. Jüngling zuverk. Libre di I. 203
Händler und Hauſſerer!

ausſchuhe und Pantoffeln
kaufen ſie preiswert bei [2040
Rich. Sehaat, Hallorenſtr. 5.

Dauerhafto
Partemonnales

in prima Leder
und jeder Ausführung
H. Krasemann, z
e

C

Tüänſes
löhe vernicht. Sie f. Brut
tiſſen üb. Nacht m. m. be

rühmten pat. angeb. Mittel
Eckolda“. Für Wund. unſchädl. Pr. f. i Verſ. Mk. 3.50

f. 3 P ſ 5. u. Nach.erſ. Mk.
Erſte Wegſtd. Ungeziefe
Vertilg. Anſt.,
Guſt.-Adolfſtr. 56, Vertr. geſ.

10 Stüokar C Se
verkauft. *1410

Bischofroda 119.Verordnung mit r bis zu 1 Jahr oder mit Geld
ſtrafe bis zu 10000 Mk. beſtraft.

Merſeburg, den 23. Juni 1919.
Zu I. A. II. 1774/19. Der Magiſtrat.

Bekanntmachung.
Mit Genehmigung der Reichskartoffelſtelle iſt für den

Bezirk der Provinz Sachſen der Erzeugerhöchſtpreis für
Frühkartoffeln vom 1. Juli 1919 ab bis anf anderweit auf
12 Mk. für den Zentner feſtgeſetzt worden.

Magdeburg, den 22. Juni 1919.
Der Vorſitzende der Probvinzialkartoffelſtelle.

2035

c a 5 n
Rastenmacher

a Rastenheltfer (Stellmacher)
*1428 ſür KRarosseriebanu gesneht.

„Ansgabe von Heringe
auf Bezugſchein Nr. 98 des alten Lebensmittelheftes.
Die Jnhaber der Lebensmittelhefte

Nr. 1--2250 (je 1 Kopß,
7451 9550 5-8 Köpfe)

erhalten auf den Kopf des Haushaltes
1 Hering zum Preiſe von 80 Pf. oder
1 Doſe Kippred Heringe zum Preiſe von 1.50 Mk.

Abgabe des Bezugſcheines Nr. 88 des alten Heftes am
Mittwoch, den 25. Juni und Donnerstag, den 26. Juni
1919. Einreichung der Forderungsnachweiſe bis ſpäteſtens

Freitag, den 27. Juni 1919, mittags 12 Uhr.
Verkauf der Ware: am Sonnabend, den

28. Juni 1919.
Merfſeburg, den 23. Juni 1915.

L. A. II. 1776/19. Das ftädtiſche Lebensenittelamt.
Ausgabe von Lebensmitteln.c uCintutzr Aaaneeee a Bern r

Tüchtige

Grünklee
im Einzelnen zu verkaufen.

B. Rolh, Jakobſtr. 47.
Zuchſchuhe und Vantoffeln

aus alten und abgetragenen
t tigt ſctFto ig ſchnell u. billig

e

Hallorenſtr. 5. 2041ohasſß, Hall

die

Fselbkt
einem viertel Jahr. Gegen
Einſendung von 2,80 Mk. an

lagernd Halle.

Wie komme ich in
eordnete Verhältniſſe?
e Sie umgehehendBroſchüre om

arbeiter bis zum
ndigen Kaufmann in

Unanger, hauptpoſt
*1405

mit

Gramophon,
paſſend für Gaſtwirte,

latten, zu verkauſen.
Merſeburgerſtr. 45. [1414

Reſtaurant Derfflinger.P Bauschiess er ung
chwarzhblechklempner

für Karosseriebau gesueht. *1422

Hamſter-, Raulwurf-,
Kanlnu. a. Sßrten Felle,

Ludw. Kathe Sohn.

rei terwerden sofort eingestellt. *1418 Rannischestr. 1.

Roßhagr u. Wolle kauft

33 57chſten Preiſen

A. Weise,
Pelz und Fellhandlung.

Tel. 1667

Zaugesehsft W. Bedse, Rellstr. 89. Beitnässen
Abhilfe sofortAhtgen Klempner und guftalluteur ne

den Kopf der Bevölkerung zugeteilt: Pfund Hafer

cent Tee

fir die Zeit vom 30. Juni bis 6. Juli 1919 werden ſtellt eit
au

eine Herzsg, Wörmlitzerſtr. 1007,Zu melden abends n 67 er ber 2046 mEnRKun-VvERSANS
Münehes 890. Neureutherstr. 153.
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